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Auf einen Blick

Wie gelingt der allgemein gewünschte Strukturwandel hin zu klimaneutralen Industrien? Lösungswege 
hierfür werden im Folgenden anhand von Beispielen aus Schleswig-Holstein und anderen Bundes-
ländern entwickelt. Denn dort ist ein wichtiger Schritt schon gegangen: erneuerbare Energie steht in 
hohem Maße und relativ verlässlich zur Verfügung. Für die betroffenen Länder ist der Strukturwandel 
auch eine Verheißung, denn es ist zu erwarten, dass sich energieintensive Industrien dort vermehrt 
ansiedeln werden. Doch wie gelingt dies effizient und ohne lokale Konflikte heraufzubeschwören?

In dieser Studie erarbeiten die Autorinnen und Autoren von der Friedrich-Schiller-Universität Jena und 
dem Institut der deutschen Wirtschaft in Köln Lösungswege anhand folgender Leitfragen:

	› Welcher ordnungspolitische Rahmen kann eine effektive und effiziente Transformation möglich 
machen? Reichen rein ordnungspolitische Instrumente aus oder muss akzeptiert werden, dass 
der Staat auf die eine oder andere Weise in wirtschaftliche Prozesse eingreift?

	› Welche Vor- und Nachteile haben Industriestandorte mit hohem Potenzial an erneuerbarer 
Energie? Wie lassen sich die Vorteile ausbauen und die Nachteile abmildern?

	› Wie steht es um die Akzeptanz von Industrieansiedlungen und welche Faktoren tragen zum 
Gelingen solcher Ansiedlungen bei? Was kann die Politik tun, um ein Gelingen wahrscheinlicher 
zu machen und dabei Interessenkonflikte zwischen der lokalen Bevölkerung, den potenziellen 
Investorinnen und Investoren und den neu zuziehenden Fachkräften auszugleichen?

Gemeinsam ist allen erarbeiteten Vorschlägen die Einsicht, dass entschiedene und folgenreiche staat-
liche Eingriffe für das Gelingen der Transformation nötig sind. Ausdrücklich geht es hier um Maß-
nahmen, die zu einem klaren, nach Marktprinzipien funktionierenden Ordnungsrahmen führen und die-
sen stabilisieren. Nicht darum, dass staatlicherseits entschieden wird, wo welche Industrien angesiedelt 
werden. In diesem Sinne schlagen die Autoren z. B. regionale Strompreiszonen oder regulatorische 
Sonderwirtschaftszonen vor – jedoch keine Subventionen.

Mit Blick auf die lokale Umsetzbarkeit von Industrieansiedlungen werden Erfahrungen der letzten 
Jahre diskutiert. Tesla in Brandenburg ist hierbei ein Beispiel für ein weniger gut gelungenes Projekt; 
dem Fabrikneubau von BMW in Straßkirchen stand aus verschiedenen Gründen weit weniger Wider-
stand gegenüber. Es zeigt sich, dass es wichtig ist, die Bürgerinnen und Bürger vor Ort bei der Planung 
und Umsetzung einzubeziehen und das nicht nur durch PR-Maßnahmen zu simulieren. Denn es wird 
immer Einwände gegen eine massive Veränderung der eigenen Heimat geben, selbst wenn damit große 
wirtschaftliche Vorteile verbunden sind. Solche Einwände sind keine kurzfristigen Befindlichkeiten, son-
dern zentrale Faktoren für das Gelingen oder Scheitern großer Industrieprojekte.

Im letzten Kapitel werden diese Erfahrungen auf das Projekt des Batterieherstellers Northvolt in Heide 
in Schleswig-Holstein übertragen, um zu konkreten Politikempfehlungen zu kommen.

Zusammenfassend zeigt die Studie, dass ein Strukturwandel hin zu klimaneutralen Industrien in 
Deutschland durchaus möglich ist. Hierfür ist aber zweierlei nötig: eine Rückbesinnung auf klare 
ordnungspolitische Rahmenbedingungen und eine ernst gemeinte, ergebnisoffene Einbeziehung 
der vor Ort betroffenen Bürgerinnen und Bürger.
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Vorwort

Den Klimawandel zu verlangsamen und perspek-
tivisch ganz aufzuhalten, ist eines der wichtigsten 
politischen Ziele unserer Zeit. Hieraus folgt die 
Notwendigkeit, die Kohlenstoffdioxidemissionen 
stark zu reduzieren. Gleichzeitig besteht Konsens 
darüber, dass Deutschland Industrieland bleiben 
soll. Denn nur so kann unser Wohlstand nach-
haltig gesichert werden. Beide Ziele zu vereinen, 
kann nur über einen Strukturwandel gelingen, 
indem die Industrie auf CO2-arme Prozesse 
umrüstet und auf lange Sicht gar keine schäd-
lichen Emissionen mehr ausstößt.

Dieses Ziel zu erreichen, scheint ein hochgradig 
komplexes Unterfangen zu sein: Es ist schwie-
rig, auf verschiedenen Ebenen und mit Blick auf 
ganz unterschiedliche Interessengruppen pas-
sende Lösungen zu finden. So heißt eine gene-
relle Akzeptanz erneuerbarer Energien noch lange 
nicht, dass ein Windrad in Sichtweite toleriert 
wird. Und es zeigt sich weniger, dass jene, die ein 
Elektrofahrzeug fahren, auch gern eine Batterie-
fabrik vor ihrer Haustür sehen möchten. Dazu 
gilt der Import benötigter Batterien aus China 
als ebenso problematisch. Bleibt als Ausweg nur 
der „weise Vater Staat“ – mit einer wieder salon-
fähig gewordenen Industriepolitik, um die idea-
len Standorte auszuwählen, Investoren mit Sub-
ventionen anzulocken und auch gleich die lokalen 
Konflikte zu befrieden?

Wohl kaum – die Soziale Marktwirtschaft war in den 
vergangenen 75 Jahren viel zu erfolgreich, um sie 
nun durch Industriepolitik zu ersetzen. Das ist auch 
nicht nötig, denn sie ist ein flexibles Konzept, das 
sich neuen Herausforderungen anpassen kann.

Wie das erreicht werden kann, wird in der Folge 
anhand von zwei Leitfragen diskutiert:

1.	 Wie lässt sich der Wohlstand in Deutschland 
erhalten?

2.	 Wie gelingt Akzeptanz für einen oftmals 
abrupten Wandel?

Der ersten Frage widmen sich Uwe Cantner und 
Andreas Freytag von der Friedrich-Schiller-Uni-
versität Jena. Sie zeigen Wege auf, wie Bundes-
länder, die bislang wenig industrialisiert sind, ihre 
enormen Potenziale an erneuerbaren Energien 
nutzen können, um verstärkt klimaneutral produ-
zierende Industriebetriebe anzuziehen. Zu diesem 
Zweck diskutieren sie dafür notwendige Rahmen-
bedingungen und unterbreiten am Beispiel von 
Schleswig-Holstein konkrete Vorschläge. Die 
Autoren betonen, dass ein Wettbewerb mit ande-
ren Bundesländern um Industrieansiedlungen 
keineswegs mit dem Abstieg anderer Regionen 
einhergehen muss. Ganz im Gegenteil, ein solcher 
Wettbewerb könne nicht nur zu klimafreundlichen 
technologischen Innovationen führen, sondern 
auch zu wirtschaftspolitischer Erneuerung bei-
tragen. Die Autoren fordern mutige Maßnahmen, 
wie etwa Sonderwirtschaftszonen mit maßvoller 
wirtschaftlicher Regulierung und vor allem eine 
Neuordnung des Strommarktes hin zu regionalen 
Strompreisen.

Im zweiten Teil diskutieren Matthias Diermeier, 
Judith Niehues, Natalie Päßler und Helena Dahl-
bender vom Institut der deutschen Wirtschaft, 
welche gesellschaftlichen Konflikte bei indus­
triellen Großansiedlungen auftreten können. Im 
Gegensatz zum Aufbau von Infrastrukturen der 
Energiewende (z. B. Leitungsnetze oder Wind-
kraftanlagen), die in erster Linie physische Ver-
änderungen mit sich bringen, kommt es dabei 
zu einer noch tiefgreifenderen Transformation. 
Diese hat neben der soziostrukturellen Dimen-
sion (Wohnungsmarkt, Verkehr, Daseinsvorsorge 
und Fachkräftekonkurrenz) auch Einfluss auf die 
sozialnormative Ebene (Migration, Tradition, Hei-
mat und Rolle des Staates).

Sicher ist: Das Antlitz einer Region ändert sich 
mit seiner Transformation. Und nicht allen 
Betroffenen gefallen diese Veränderungen, auch 
wenn sie der Region ökonomische Vorteile bieten.
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Vorwort

Dass sich lokale Konflikte aber auch bei hoher 
soziopolitischer Akzeptanz ergeben können, zeigt 
der Blick in zuletzt angedachte und umgesetzte 
Großprojekte in Deutschland wie z. B. die 
Ansiedlung der Tesla-Fabrik in Brandenburg. Eine 
klare und effektive Kommunikationsstrategie mit 
der Bürgerinnen und Bürger vor Ort ernst- und 
mitgenommen werden, hat sich als zentral für 
das Gelingen solcher Großprojekte herausgestellt. 
PR-Maßnahmen allein waren dagegen nie ein 
wirkungsvolles Instrument zur Steigerung der 
Akzeptanz.

Deutschland ist aus früheren Strukturwandel-
prozessen bisher immer gestärkt hervor-
gegangen. Unsere flexible Wirtschaftsordnung, 

die Soziale Marktwirtschaft, bot für viele Ver-
änderungen in den vergangenen Jahrzehnten 
einen idealen Rahmen. Ganz im Gegensatz zu zen-
tralistisch-dirigistischen Ansätzen.

In diesem Sinne sollen die in dieser Publikation 
aufgezeigten Perspektiven einen Beitrag dazu 
leisten, auch im aktuellen Strukturwandel die 
Orientierung zu behalten – mit Vertrauen auf 
Ideenreichtum und Verantwortungsbewusstsein 
der vielen engagierten Bürgerinnen, Bürger und 
Unternehmen.

Jan Cernicky 
Konrad-Adenauer-Stiftung e. V.
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Teil 1: Strukturwandel hin zu klimaneutralen Industrieländern ordnungspolitisch gestalten

1. Einleitung

Der Klimawandel macht es notwendig, eine Trans-
formation der Wirtschaft zu klimaneutraler Pro-
duktion vorzunehmen. Besonders bedeutsam ist 
dabei der Übergang von traditionellen Formen 
der fossil betriebenen Energiegewinnung hin zu 
erneuerbaren Energien (EE). Unter Transformation 
versteht man grundsätzlich einen weitreichenden 
Wandel in Wirtschaft und Gesellschaft – der 
Um- und Aufbau von Strukturen und Prozessen. 
Beispiele für Transformationen sind die Energie-
wende, die Bioökonomisierung, die Mobilitäts-
wende, die Transformation der Landwirtschaft; 
hier stehen die Nachhaltigkeits- und Klimaziele an 
oberster Stelle. Aber auch die Digitalisierung von 
Wirtschaft und Gesellschaft gehört dazu.

Dabei zeigt sich, dass die Erzeugung von Strom 
mit Hilfe der erneuerbaren Energien in den not-
wendigen Größenordnungen nicht dort statt-
findet, wo der Strom verbraucht wird. Im Gegen-
teil, es fällt den norddeutschen Küstenländern 
leichter als anderen Bundesländern, die Trans-
formation der Stromerzeugung vorzunehmen. 
Denn die Voraussetzungen, eine wirtschaftliche 
Nutzung von Windenergie in großem Stil voranzu-
treiben, sind an der Küste naturgemäß besser als 
im Binnenland.

In diesem ersten Teil der Studie „Wohlstand nach-
haltig sichern“ zeigen wir – mit Beispielen aus 
Schleswig-Holstein unterlegt – die Chancen für 
diese Länder, die eine vergleichsweise hohe Pro-
duktion von klimafreundlichem Strom im Norden 
der Republik bieten. Warum Schleswig-Holstein? 
Schon seit einigen Jahren liegt die Erzeugung von 
Strom mit EE über dem Stromverbrauch in Schles-
wig-Holstein. Damit ist – zumindest in der Theo-
rie – ein Wettbewerbsvorteil entstanden, da die 
erneuerbaren Energien in der Stromerzeugung 
bereits heute einen wesentlichen Kostenvorteil 
gegenüber fossilen Energieträgern aufweisen, der 
noch anwachsen dürfte, sollte es schlussendlich 
gelingen, eine wirksame CO2-Bepreisung vorzu-
nehmen.

Dieser Wettbewerbsvorteil bietet die Chance, 
die bisher strukturschwachen Küstenländer im 
Standortwettbewerb attraktiv für (stromintensiv) 
produzierende Unternehmen zu machen. Dies 
kann, muss aber nicht zu Lasten anderer deut-
scher Standorte gehen, denn es kann auch zu 
ausländischen Direktinvestitionen kommen. Die 
Länder könnten im besten Fall einen gewaltigen 
wirtschaftlichen Aufschwung erfahren, wie ihn 
beispielsweise Bayern in den 1960er Jahren 
erlebte – bis dahin ist es aber noch ein wei-
ter Weg. Auch wenn es erste Investitionsent-
scheidungen gibt, sind die Potenziale nicht voll 
ausgenutzt und entsprechende wirtschaftliche 
Aktivitäten noch nicht ausreichend umgesetzt 
worden. Man muss des Weiteren berücksichtigen, 
dass die Bundesländer politisch sehr stark von 
den Entscheidungen aus Berlin und Brüssel 
abhängen. Aber auch wenn von dort keine klaren 
Signale in Richtung Aufbruch und Transformation 
kommen, haben Landesregierungen die Möglich-
keit, ihrerseits die richtigen Anreize zu setzen.

Es ist deshalb Gegenstand dieses ersten Teils, 
Wege aufzuzeigen, wie norddeutsche Bundes-
länder ihre EE-Potenziale nutzen können, um 
verstärkt klimaneutrale Industriebetriebe anzu-
siedeln. Zu diesem Zweck diskutieren wir im 
zweiten Kapitel die dafür notwendigen Rahmen-
bedingungen konzeptionell und stellen dabei 
innovationsökonomische Überlegungen an. Im 
dritten Kapitel analysieren wir die wirtschaftliche 
Lage, das Potenzial und die aktuelle Politik am Bei-
spiel von Schleswig-Holstein, bevor wir im vierten 
Kapitel konkrete Vorschläge unterbreiten. Schluss-
folgerungen runden den ersten Teil ab.
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2. �Der Rahmen für klimaneutrale 
Industriepolitik

2.1 Der ordnungspolitische Rahmen

Im Grundsatz ist die ordnungspolitische Rah-
mung des Transformationsprozesses einer Wirt-
schaft nicht anders als zu anderen Zeiten. Es sind 
zwar neue Technologien zu entwickeln, mit deren 
Hilfe die gewohnten Güter und Dienstleistungen 
erstellt bzw. angeboten werden müssen. Wie sich 
in Abschnitt 3 zeigen wird, erfordert dies zum 
Teil radikale Innovationen. Auf dieser Erkenntnis 
basieren auch die innovationspolitischen Über-
legungen in Abschnitt 3. Diese Innovationspolitik 
ist in eine gesamtwirtschaftliche Rahmenordnung 
einzubetten, die im Folgenden kurz vorgestellt 
wird. Diese Rahmenordnung ist keineswegs neu, 
sie basiert auf den Grundpfeilern der Sozia-
len Marktwirtschaft. Zunächst sind altbekannte 
Grundlagen zu legen bzw. beizubehalten. Die Ver-
antwortung dafür liegt im Grunde auf Bundes-
ebene, die Länder können unterstützend tätig 
sein.

	› Ein wichtiger Aspekt der Rahmenordnung sind 
private Eigentumsrechte, auch für die Energie-
versorgung. Zudem muss das Haftungsprinzip 
grundsätzlich gelten, aber es muss zusätz-
lich geklärt sein, wer für Fehlinvestitionen 
in der für die Transformation notwendigen 
Größenordnung haftet: ausschließlich die 
Unternehmen oder auch die Öffentlichkeit, 
z. B. durch staatliche Garantien? Die Frage 
ist auch deshalb wichtig, weil man seit eini-
gen Jahren – nicht zuletzt angeheizt durch 
den US-amerikanischen Inflation Reduction 
Act (IRA)1 sowie die chinesische Politik, mit 
staatseigenen Betrieben die Märkte z. B. für 
Solarpanels zu fluten – einen intensiven inter-
nationalen Subventionswettlauf beobachten 
kann, an dem sich auch EU-Mitgliedsländer 
beteiligen und der auch die Wirtschaftspolitik 
in Schleswig-Holstein unter Druck setzen 
wird.2 Möglicherweise werden Ansiedlungen 

ohne eine Prämie oder andere Anreize für 
eine Weile unmöglich werden. Allerdings ist 
die Gefahr groß, dass multinationale Unter-
nehmen die Regierungen gegeneinander aus-
spielen wollen und es so zunächst zu einer 
Gefahr von „Beggar-thy-neighbour-Politik“ 
kommt, die in der langen Frist als „Beggar-
thyself-Politik“ endet.

	› Angesichts der Größenordnungen von poten-
ziellen Investitionen besteht die Sorge, dass 
es zu Kartellen oder marktbeherrschenden 
Stellungen kommt; dies kann sich vor allem 
auf dem regionalen Arbeitsmarkt in einer 
strukturschwachen Region negativ auswirken. 
Hier gilt es, wettbewerbs-, arbeitsmarkt- und 
sozialpolitisch entgegenzuwirken.

	› Es ist zudem selbstverständlich, dass es 
langfristig konstanter wirtschaftspolitischer 
Regeln zur Planungssicherheit bedarf. Das 
ist besonders in der Energie- und Wärme-
versorgung und der Mobilität sehr wichtig.3 
Die Unsicherheit und Debatten rund um die 
Heizungsgesetzgebung des Jahres 2023 zei-
gen, was auf dem Spiel steht. Ähnlich ver-
unsichernd wirken bürokratische Hürden für 
die Gründung von Unternehmen oder den 
Bau von Anlagen. Dieses Feld bietet mög-
licherweise die eine Chance für politische 
Innovationen auf Landesebene. In Abschnitt 4 
werden wir darauf eingehen.

	› Wenn es um den Bau solcher Anlagen 
geht, sind investitionsfreundliche Rahmen-
bedingungen zentral. Da in den nord-
deutschen Küstenländern Strom aus erneuer-
baren Energien reichlich vorhanden ist, sollte 
es möglich sein, den Preismechanismus 
für den Verkauf des Stroms zu nutzen. In 
Abschnitt 4 begründen wir, warum wir es für 
geboten halten, auf regionale Strompreise zu 
setzen.
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Neben diesem „Standardprogramm“ der Sozia-
len Marktwirtschaft setzen in jüngster Zeit immer 
mehr Autorinnen und Autoren auf industrie-
politische Vorschläge, die bei einer grundlegenden 
Veränderung von Technologien und Handlungs-
weisen ansetzen und einen Richtungsschwenk 
induzieren sollen. Diesen Ansätzen liegt der kon-
zeptionell begründbare Zweifel zugrunde, dass die 
privatwirtschaftlichen Akteure diesen Richtungs-
schwenk aus sich selbst heraus nicht bewerk-
stelligen können – eine Gemengelage aus indivi-
dueller Rationalität und kollektivem Versagen.

So wird argumentiert, dass bei radikal neuen 
Technologien staatliche Nachfrage die Nachfrage 
induzieren und so den Aufbau einer eigenen 
Industrie befördern kann.4 Freytag und Wang-
ler zeigen, dass es einen First-Mover-Advantage 
geben kann, wenn Regierungen heimische Unter-
nehmen fördern, die Lerneffekte erzielen kön-
nen.5 Es ist aber unklar, wie solch eine Förderung 
im handelspolitischen Kontext rechtlich bewertet 
wird. Bei anderen Instrumenten, wie etwa die 
Förderung der EE durch Unterstützung der Nach-
frager – wie in Deutschland seit Jahrzehnten 
praktiziert – zeigt sich, dass sie eher zu Nachfrage-
steigerungen nach Erzeugnissen chinesischer sub-
ventionierter Staatsunternehmen führt. Deshalb 
sind solche Überlegungen interessant. Ob es aber 
für ein kleines Bundesland wie Schleswig-Hol-
stein eine Option ist, bleibt angesichts der Markt-
größe und der fortgeschrittenen Entwicklung 
der Windenergie – des einzig infrage kommen-
den Beispiels – zweifelhaft. Einige Autorinnen 
und Autoren sehen eine traditionell gestaltete 
gezielte Industriepolitik als eine Option an; sie 
müsse – anders als in der Vergangenheit – dieses 
Mal aber „smart“ oder „strategisch“ sein.6

Dennoch kann hier möglicherweise eine Ver-
bindung von ordnungspolitischer Klarheit und 
industriepolitischen Ambitionen dergestalt 
gelingen, dass die Politik sich auf innovative 
Unternehmen konzentriert und dabei neue 
Erkenntnisse der Innovationsökonomik (Stichwort 
Missionsorientierung) berücksichtigt, und bei For-
mulierung dieser Missionen alte Erkenntnisse der 
österreichischen Ökonomik (Stichwort Anmaßung 
von Wissen) aus dem Blick verliert.

2.2 Innovations- und transformations­
politischer Rahmen einer klimaorien­
tierten Industriepolitik

2.2.1 Transformation durch Innovation
Den Kern von Transformationen machen Inno-
vationen aus. Oft stehen radikale technologische 
Innovationen, also in ihrer Art und Funktionsweise 
sowie in ihrer Handhabung grundlegend neue 
Technologien, im Zentrum einer Transformation. 
Sie dienen als Auslöser und Wegbereiter einer 
Transformation, deren Wirksamkeit aber erst 
dann zum Tragen kommt, wenn sie erstens in 
großer Bandbreite von inkrementellen Innovatio-
nen weiterentwickelt werden und zudem soziale 
Innovationen begleitend auftreten. Letztere 
beherbergen im Kern Verhaltensänderungen von 
Individuen und Gruppen, und zwar im Umgang 
mit Technologien ebenso wie bei Produktion, 
beim Konsum und gegenüber Natur und Gesell-
schaft.

Bei der Energiewende stehen alternative Energie-
quellen wie Windenergie, Biogas oder Solar-
energie für radikale Innovation, die inkremen-
tellen Verbesserungen der Windmühlen und der 
Photovoltaikzellen befördern Leistungsfähigkeit 
und damit Einsatzbreite. Soziale Innovation, z. B. 
das genossenschaftliche Betreiben eines Wind-
parks oder eines Photovoltaik-Parks, erleichtert 
ein dezentral organisiertes Angebot dieser 
Energieträger.

Neuen Schlüsseltechnologien7 als Ausprägungen 
radikaler Innovation kommt bei der Trans-
formation eine besondere Bedeutung zu. Bei all 
ihrer Verschiedenartigkeit ist Technologien dieser 
Art gemeinsam, dass sie (a) eine breite Anwend-
barkeit in einer Vielzahl von Technologiebereichen 
oder Branchen aufweisen, (b) sich durch eine 
starke, nicht substituierbare Komplementari-
tät zu einer Vielzahl anderer Technologien aus-
zeichnen und (c) mit hohen Potenzialen für Ver-
besserungen bei sich selbst als Technologie und 
in ihren Anwendungsbereichen einhergehen. 
Neue Energieformen wie Wind- und Solarenergie, 
aber auch Wasserstoff zeigen ähnliche, das Poten-
zial erhöhende Eigenschaften auf. Darin besteht 
die Chance dieser Technologien für Schleswig-
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Holstein, selbst wenn sie nicht dort entwickelt 
werden.

Die klima- und nachhaltigkeitsorientierten Trans-
formationen erfahren zudem breite politische 
Begleitung, darunter aus der Forschungs- und 
Innovationspolitik (F&I-Politik). Dadurch, dass 
Transformationen eine bestimmte Richtung 
nehmen (sollen), kommen zusätzliche norma-
tive Elemente ins Spiel, nämlich Klimaneutralität 
und Nachhaltigkeit. Sie treten neben Wachstum 
und Effizienz und erfordern ein gewisses Maß 
an Lenkung, nämlich in ihre Richtung. Versteht 
man Industriepolitik als die besondere Förderung 
bestimmter Industrien und deren Technologien, 
dann liegen industriepolitische Elemente einer 
klima- und nachhaltigkeitsorientierten F&I-Poli-
tik auf der Hand. Insofern ist F&I-Politik eng ver-
knüpft mit dem ordnungspolitischen Rahmen.

2.2.2 Forschungs- und Innovationspolitik in der 
Transformation
a) Von der Intensität zur Direktionalität
Begründungen für F&I-politische Eingriffe ergeben 
sich üblicherweise aus Marktversagen8, das im 
Zuge von Innovationsaktivitäten auftreten kann. 
Dass neugeschaffenes Wissen ein öffentliches 
Gut ist, Spillover-Effekte nicht genutzt werden 
und Informationsasymmetrien (insbesondere auf 
Kapitalmärkten) auftreten, sind typisches Markt-
versagen. Unsicherheiten sind für Innovations-
aktivitäten zusätzliche Marktfehler. Somit muss 
ein zu geringes Niveau oder eine zu geringe 
Intensität an Forschungs- und Innovationsaktivi-
täten befürchtet werden. Bei Innovationsaktivi-
täten, die auf Wissensaustausch und Kooperation 
beruhen, werden Marktfehler durch Systemfehler9 
ergänzt. Netzwerkfehler, institutionelle und regu-
lative Mängel, Mangel an innovationsrelevanter 
Infrastruktur sowie das Fehlen von Kompetenzen 
und Fähigkeiten zum Wissensaustausch zählen 
zu diesem Typus. Sie bewirken ebenfalls eine zu 
geringe Intensität an Innovationsaktivitäten. Aus 
diesen Versagenstatbeständen heraus lassen 
sich weitreichende F&I-politische Maßnahmen 
ableiten: Subventionen, steuerliche F&I-Förde-
rung, staatliche Kredite auf der einen Seite und 
Clusterpolitiken auf verschiedenen Ebenen auf 
der anderen Seite sollen dafür sorgen, dass die 

Innovationsbereitschaft steigt und die Intensität 
der Innovationstätigkeit zunimmt.

Bei Innovationen, die zur Transformation bei-
tragen, werden diese Markt- und Systemfehler 
durch eine weitere Gruppe von Fehlerquellen 
ergänzt, den sogenannten Transformations-
fehlern10. Deren Wirkung setzt nicht in erster 
Linie an der Intensität der Innovation an, sondern 
an den Richtungsänderungen, die mit radikalen 
Innovationen einhergehen. Es liegt demnach ein 
Problem der Direktionalität von Innovationsaktivi-
täten vor. Nicht jede Innovation ist vor diesem 
Hintergrund wünschenswert; so entstehen poten-
zielle Konflikte: Sollen Entwicklungen bei fossilen 
Antriebstechnologien weitergetrieben oder soll 
auf CO2-neutrale Antriebe umgestiegen werden? 
Soll landwirtschaftliche Produktion grundlegend 
auf digitale Technologien umgestellt werden? Das 
fundamentale Entscheidungsproblem liegt also 
nicht darin, mehr oder weniger in Forschung und 
Innovation zu investieren, sondern in der Wahl, 
eine bestehende und gut verstandene Techno-
logie weiterzuentwickeln oder auf eine neue 
Technologie umzuschwenken. Letztere kennt 
man noch nicht so gut. Bei ihr herrschen hohe 
Unsicherheiten vor, seien sie technologischer Art 
oder die Vermarktungsmöglichkeiten betreffend.

Hieraus ergeben sich zwei zentrale Trans-
formationsfehler, also Fehler, die ein 
Umschwenken oder eine Richtungsänderung 
behindern oder erschweren. Erstens bringt die 
nicht-artikulierte Nachfrage nach einer radi-
kal neuen Technologie marktliche Unsicher-
heiten mit sich, was die Bereitschaft verringert, 
in neue Richtungen zu investieren – wo keine 
Nachfrage, da keine Innovationsaktivität. Zwei-
tens verhindern technologische Unsicherheiten 
in der neuen Technologie die Unausweichlich-
keit, bestimmte bewährte Kompetenzen und 
Technologien (Produktionsstätten etc.) beim 
Schwenk vollkommen abschreiben zu müs-
sen sowie das Fehlen von Kompetenzen für die 
radikal neuen Technologien eine Richtungs-
änderung vorzunehmen und entsprechend zu 
investieren. In dem Fall liegt ein sogenannter 
Lock-in-Effekt in bestehenden Technologien vor. 
Auch hieraus kann F&I-politischer Handlungs-
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bedarf abgeleitet werden. So kann etwa über 
die staatliche Beschaffung Nachfrage generiert 
und damit neue Märkte induziert werden oder 
der Richtungsschwenk in der Technologie durch 
katalytische Subventionierung – als einer Art 
neuer Industriepolitik – angereizt werden, beide 
sinnvollerweise begleitet durch die Verteuerung 
bestehender nicht-nachhaltiger Technologien per 
Internalisierung der externen Kosten über einen 
CO2-Preis.

b) Von statischen zu dynamischen Effizienzen 
und Vorteilen
F&I-Politik aus Gründen zu geringer Innovations-
intensitäten ist zunächst darauf ausgerichtet, 
statische Marktfehler zu beseitigen. Allerdings 
gibt es auch hier Ausnahmen, so etwa der Patent-
schutz oder der Schutz intellektueller Eigentums-
rechte. Hier wird der Patenthalterin bzw. dem 
Patenthalter mit der Begebung eines Patents 
eine Monopolposition eingeräumt, die zu stati-
schen Wohlfahrtsverlusten führt. Diese werden 
aber über die Zeit anfallender Wohlfahrtseffekte 
durch die Innovation selbst kompensiert oder 
besser überkompensiert. Das bedeutet, dass die 
Vorteilhaftigkeit der Regelung erst nach gewisser 
Zeit eintritt. Man hat es dann mit dynamischer 
Effizienz zu tun, mit statischer Ineffizienz als Aus-
gangspunkt.

Die oben angesprochene katalytische Sub-
ventionierung technologischer Richtungs-
änderungen kann ebenso im Kontext dynami-
scher Effizienz gesehen werden. Durch diese 
Art der Förderung werden statische effiziente 
Technologien durch zunächst weniger effizi-
ente neue Technologien ersetzt. Dies kann mit 
Wohlfahrtseinbußen verbunden sein, die sich 
allerdings mit der Weiterentwicklung in der neu 
eingeschlagenen Richtung kompensieren oder 
überkompensieren lassen, sofern die Grundsatz-
entscheidung sich als richtig herausstellt.

Eine derartige Politik, im internationalen Kon-
text des Innovationswettbewerbs gesehen, 
vernachlässigt statische komparative Nachteile 
bestimmter (neuer) Technologien und setzt 
auf deren inhärentes Potenzial, sich mit ent-
sprechenden Entwicklungsinvestitionen nach 

einiger Zeit in komparative Vorteile zu wandeln. Es 
sind somit potenzielle dynamische komparative 
Vorteile11, an denen man sich bei einer Förderung 
orientiert. Dies entspricht einer Art infant-indus-
try Politik oder im Kontext hier infant-technology 
Politik. Sie tragen industriepolitische Züge, die mit 
dynamischer Effizienz begründet werden.

c) Von der Komplexität der Transformation zur 
Vielschichtigkeit der F&I-Politik
Grundlegende F&I-politische Maßnahmen, wie 
die oben angesprochenen richtungsändernden 
Formate bei dynamischer Effizienz und im Sinne 
von katalytischem Anschub, sind ein wesentlicher 
Teil einer F&I-Politik für die Transformation. Sie 
müssen in einen Politikansatz integriert werden, 
der der Vielschichtigkeit der Transformationen 
und den sie antreibenden Strukturwandel gerecht 
wird. Verschiedene politische Entscheidungs-
ebenen gilt es hier miteinander zu koordinieren, 
von der Bundesebene über die Landesebene bis 
zur kommunalen Ebene sowie die Ebene der EU.

	› So etwa wird die Mobilitätswende eben 
nicht durch nur eine radikale Innovation 
angeschoben. Allein im Automobilsektor müs-
sen mehrere radikale technologische Ände-
rungen eintreten, neben dem Antrieb etwa 
bei der Steuerung (autonome Systeme) und 
bei der Sicherheit (beispielsweise Forschungs-
förderung durch Bund, Länder und EU). 
Darüber hinaus sind auch zum Automobil 
komplementäre Technologien der Mobilität 
angesprochen, im privaten Bereich wie auch 
im öffentlichen Nahverkehr (beispielsweise 
Verkehrspolitik der Länder, Kommunen). 
Die gesamte Verkehrsinfrastruktur, von der 
Betankung bis hin zu Trassen und Umsteige-
plattformen, muss neu konzipiert werden, mit 
digitalen Steuerungen als wesentliche Ele-
mente. Rechtsnormen und Regulation müs-
sen neu entwickelt oder umgestellt werden; 
man denke nur an die Regelungen zu Daten-
austausch zwischen autonomen Vehikeln 
oder die Rechtssicherheit bei auftretenden 
Unfällen und den dazugehörigen Schuld-
regelungen (klare Aufgaben vom Bund und 
der EU).
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	› Ähnliches gilt auch bei der Energiewende, 
wenn es um Komplementaritäten zwischen 
Energieträgern geht, um die Dezentralisierung 
der Energieerzeugung, die notwendigen Infra-
strukturen, die digitalen Steuerungstools 
oder die zeitabhängigen Nutzungsentgelte 
und die entsprechenden Regelungen für Ver-
gütung bei Einspeisung ins System. Auch hier 
sind verschiedene politische Ebenen einzu-
beziehen.

	› Neben diesen eher technologisch-öko-
nomischen Dimensionen zeichnen sich 
Transformationen auch dadurch aus, dass 
sie die betroffenen Akteure recht ungleich 
treffen, es gibt Gewinner wie auch Verlierer. 
Soziale Kompensation der Verlierenden ist 
in gewissem Rahmen ein wesentliches Ele-
ment einer F&I-Politik der Transformation. Da 
Transformationseffekte in aller Regel nicht in 
klar abgrenzbaren geographischen Bereichen 
auftreten, ist die soziale Kompensation eine 
gesamtgesellschaftliche Aufgabe, die auf 
Bundesebene zu organisieren ist.

Anhand dieser kurz beschriebenen Elemente von 
Transformationen wird unmittelbar deutlich, dass 
Politik hier vielschichtig eingebunden ist. Neben 
den verschiedenen politischen Entscheidungs-
ebenen kommen auch verschiedene Ressorts 
ins Spiel. Es ist eben nicht nur die F&I-Politik im 
eigentlichen Sinne, sondern auch die Digital-
politik, Sozialpolitik, Wirtschaftspolitik, Umwelt-
politik, der Rechtsrahmen, die Regulatorik u. a. m. 
angesprochen. Von dort werden Beiträge und 
Unterstützungen für Lösungen zu den großen 
Herausforderungen erwartet. Horizontale wie 
auch vertikale Politikkoordination sind erforder-
lich, um die großen Transformationen zu stem-
men.

d) Von der klassischen zur Neuen Missions-
orientierung der F&I-Politik
Dieser Sichtweise entspricht nun ein Politikansatz, 
der als Neue Missionsorientierung bezeichnet 
wird. Sein Format reiht sich als jüngste Form einer 
F&I-Politik in eine Sequenz ein, die in den 1950er 
Jahren mit der (klassischen) Missionsorientierung, 
der Förderung der Grundlagenforschung und der 
Entwicklung von Großtechnologien für den staat-

lichen Bedarf – etwa in den Bereichen Atomkraft 
und Raumfahrt – ihren Ausgangspunkt hatte. 
Der öffentliche-Gut-Charakter von Grundlagen-
wissen, das hohe gesellschaftliche Interesse 
und die erforderlichen hohen Finanzvolumina 
begründeten den staatlichen Eingriff hier. Ein 
prominentes Beispiel für diesen Politik-Typ ist das 
Moonshot oder Apollo Programm der USA in den 
1960er Jahren.

Die klassische Missionsorientierung wurde 
mit den 1960er Jahren durch eine diffusions-
orientierte F&I-Politik ergänzt, die zivile Schlüssel-
technologien mit großem kommerziellen 
Anwendungspotenzial ins Blickfeld rückt. Die För-
derung soll einen breiten Kreis von Adressatinnen 
und Adressaten aus Wissenschaft und Wirtschaft 
ansprechen und dort die F&I-Aktivitäten intensi-
vieren. Die Reparatur von Marktversagen und wei-
teren Marktfehlern bildet hier die konzeptionelle 
Grundlage der staatlichen Einflussnahme.

Die systemische F&I-Politik greift seit den 1990er 
Jahren aktuelle Konzepte aus der Innovations-
forschung auf, wie z. B. den Innovationssystem-
Ansatz und den Cluster-Ansatz. Dabei werden 
funktionale Aspekte des Innovationssystems 
betont – etwa Kooperationen zwischen Wissen-
schaft und Wirtschaft, Innovationsaktivitäten in 
KMU und Start-ups, regionale Netzwerke sowie 
innovationsfreundliche Rahmenbedingungen. 
Der Politikansatz zielt darauf ab, Systemver-
sagen zu überwinden und somit das Niveau der 
Innovationstätigkeit zu erhöhen. Ein Beispiel dafür 
ist der mittlerweile ausgelaufene Spitzencluster-
Wettbewerb des BMBF.

Der Politikansatz der Neuen Missionsorientierung 
wird seit etwa 20 Jahren im wissenschaftlichen 
Umfeld und im politischen Raum verstärkt dis-
kutiert.12 Die Umsetzung des Ansatzes läuft aller-
dings gerade erst an und schlägt sich in jüngerer 
Zeit explizit in Strategien und Programmen nie-
der. Die Neue Missionsorientierung setzt an den 
Schwierigkeiten des F&I-Systems an, völlig neue 
Innovationsrichtungen einzuschlagen und Techno-
logien zu entwickeln, die für einen gesellschaft-
lich erwünschten transformativen Wandel not-
wendig sind. Durch F&I-politische Maßnahmen 
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soll bestehendes Transformationsversagen 
überwunden und die Erreichung der SDGs for-
ciert werden. Die Neue Missionsorientierung hat 
zwar – wie die anderen Politikansätze auch – eine 
Verstärkung der Innovationsaktivitäten im Blick, 
zielt aber primär auf grundlegende gesellschaft-
liche Ziele ab, wie etwa Klimaschutz, Erhalt der 
Biodiversität, Bekämpfung von Volkskrank-
heiten sowie die Stärkung des gesellschaftlichen 
Zusammenhalts.

Damit hat diese Politik bestimmte Richtungen vor 
Augen, bei deren Verfolgung Maßnahmen mit 
direktionalem Anspruch und industriepolitischem 
Charakter eingesetzt werden, sollten Wirtschaft 
und Gesellschaft nicht selbstständig diese Rich-
tungen einschlagen. Dennoch ist es angebracht, 
mit Besonnenheit vorzugehen. Es wäre erstens 
voreilig, aufgrund der Herausforderungen durch 
den Klimawandel bewährte Grundsätze zu opfern. 
Denn es erscheint ein wenig vermessen, die 

Innovationsleistung zur Bewältigung vergangener 
Herausforderungen als geringer einzustufen. Jede 
Generation hat vermutlich das Gefühl, die Heraus-
forderungen der gegenwärtigen Strukturbrüche 
seien besonders schwerwiegend. Auch in der Ver-
gangenheit sind Strukturbrüche mit Hilfe markt-
wirtschaftlicher Instrumente gelöst worden. Es 
wird zweitens deutlich, dass es keineswegs sicher 
ist, dass die geförderten Technologien tatsächlich 
mit der Mission in Einklang stehen. Dann stünde 
die Politik vor dem altbekannten Problem der 
Anmaßung von Wissen, dass sie nicht haben kann, 
weil das benötigte Wissen nur dezentral, d. h. 
bei vielen Akteuren verfügbar ist. Somit ist diese 
Missionsorientierung hohen Risiken ausgesetzt. 
Deswegen ist es umso wichtiger, F&I-Politik in 
den ordnungspolitischen Rahmen in den nord-
deutschen Küstenländern adäquat einzubetten. 
Bevor wir dies tun, werfen wir einen Blick in die 
wirtschaftspolitische Realität des Landes Schles-
wig-Holstein, um ein konkretes Bild zu generieren.

1	 Das Rückgrat des IRA bildet ein Investitionsprogramm 
von 738 Millionen US-Dollar für Investitionen in 
klimafreundliche Technologien in den USA in den 
kommenden zehn Jahren; diese Förderung strahlt auch 
auf deutsche Unternehmen aus. Geplant ist zudem 
eine Neuausrichtung auf erneuerbare Energien durch 
Steueranreize für Produkte aus US-amerikanischer 
Produktion (Gruenig 2023).

2	 In diesem Zusammenhang ist es jedoch angebracht, darauf 
hinzuweisen, dass diese ausländischen Subventionen 
kein Sonderfall sind, auch in Deutschland haben die 
Subventionen (Finanzhilfen und Steuervergünstigungen) 
in den vergangenen Jahren mit einem Gesamtvolumen 
von 252 Mrd. Euro in 2022 und etwa 360 Mrd. Euro in 
2023 neue Rekorde erreicht. Siehe Laaser, Rosenschon & 
Schrader 2023. 

3	 González und Lacal-Arántegui 2016.

4	 Lewis & Wiser 2007.

5	 Freytag und Wangler 2013.

6	 Siehe Warnwick 2013; Rodrik 2004, Rodrik 2014 sowie 
Altenburg & Rodrik 2017. Die Vorstellung, dass sämtliche 
gescheiterten Industriepolitiken der letzten Jahre daran 
liegen, dass sie nicht „smart“ oder „strategisch“ genug 
waren, ist verstörend. Denn das Problem ist eher ein 
politökonomisches. Es sind eben regelmäßig nicht die besten 
Projekte, sondern die bestvernetzten Rent-Seeker, die 
unabhängig von der gesamtwirtschaftlichen Bewertung ihrer 
Projekte erfolgreich im Einwerben von Unterstützung sind.

7	 Siehe hierzu EFI 2022 und Cantner et al. 2024.

8	 Vgl. hierzu und im Folgenden EFI 2010: 20 f.

9	 Vgl. im Folgenden Weber und Rohracher 2012.

10	 Vgl. im Folgenden Weber und Rohracher 2012, Schot und 
Steinmueller 2018 sowie ferner Cantner und Vannuccini 
2018.

11	 Vgl. EFI 2022, B1.

12	 Vgl. hierzu und im Folgenden Polt et al. 2021. 
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3. �Die Lage im Küstenland Schleswig-
Holstein

3.1 Stand der Transformation: 
Ein ­kursorischer Überblick

Seit Langem weist Schleswig-Holstein ein Allein-
stellungsmerkmal auf. Das Land produziert mehr 
Strom aus erneuerbaren Energien als es ver-
braucht.13 Im Jahr 2020 waren es bereits über 
150 Prozent, danach war der Anteil leicht rück-
läufig. Daraus ergibt sich theoretisch ein hohes 
Potenzial für die Ansiedlung energieintensiver 
Branchen. Dies gilt allerdings nur, wenn es gelingt, 
diesen günstigen Strompreis an die Unternehmen 
weiterzureichen. Wie in anderen Bundesländern 
legt die schleswig-holsteinische Landesregierung 
großen Wert darauf, die oben beschriebene 
Transformation voranzubringen. Es gibt etli-
che Erfolgsgeschichten, die auf der Website der 
Wirtschaftsförderung und Technologietransfer 
Schleswig-Holstein GmbH dargestellt werden.14 
Zentral für die Transformation zu einem klima-
neutralen Industrieland ist die Energieversorgung, 

deren Umstellung in Schleswig-Holstein weit 
vorangeschritten ist, wie mithilfe von Tabelle 1 
zu sehen ist.

Tabelle 1 bildet beispielhaft die Kapazität für 
Windenergie in Schleswig-Holstein im Zeitablauf 
ab. Im Jahr 2022 konnte das Land den eige-
nen Stromverbrauch mit erneuerbaren Ener-
gien zu 170 Prozent decken.15 2021 waren es 
noch 140 Prozent; es ist aber zu berücksichtigen, 
dass 12 GWh Kernenergie 2022 abgeschaltet 
wurden.16

Damit kann man bereits heute das erhebliche 
Potenzial des Landes für die Ansiedlung klima-
freundlicher Aktivitäten sehen – die Energiever-
sorgung ist kein Engpass, sondern eine Chance. 
Tabelle 2 kann als Bestätigung dieser Aussage 
verstanden werden, weil Schleswig-Holstein im 
bundesdeutschen Vergleich unterdurchschnitt-
lich im produzierenden und im verarbeitenden 

Tabelle 1: Anzahl und Leistung der Windkraftanlagen in Schleswig-Holstein17

Jahr Stromverbrauch 
in MWh18

Stromerzeugung 
in MWh

Anzahl WKA Leistung  
in MW

2012 16.839 26.400 2189 3259,95

2013 17.284 27.400 2238 3623,98

2014 16.569 28.700 2578 4802,23

2015 16.406 33.700 2773 5626,48

2016 16.065 35.000 2936 6187,24

2017 15.497 32.600 2985 6583,68

2018 16.673 37.400 3001 6684.06

2019 16.027 37.600 3006 6711,05

2020 15.939 39.276 3022 6804.40

2021 16.316 39.305 2979 6929,22

2022 n.a. 29.791 3034 7302,54

Quelle: https://www.ee-sh.de/de/dokumente/content/Sonstige-PDFs/20230711_WEA_in_SH_Zahlen_MEKUN.pdf.



16

Teil 1: Strukturwandel hin zu klimaneutralen Industrieländern ordnungspolitisch gestalten

Gewerbe aufgestellt ist. An der Spitze dieser Sta-
tistik stehen Baden-Württemberg und Bayern, die 
zugleich mit Blick auf die Versorgung mit Strom 
aus EE weit hinter Schleswig-Holstein zurück-
liegen. Das bedeutet allerdings nicht, dass das 
Land diese beiden Bundesländer ablösen sollte. 
Die Verfügbarkeit von klimafreundlichem Strom 
kann zwar zu Standortverlagerungen nach Schles-
wig-Holstein beitragen, was zulasten anderer 
Bundesländer ginge. Sie kann aber auch genutzt 
werden, um Neuinvestitionen aus dem Ausland 
anzuziehen oder die Stärken des Landes in der 
Landwirtschaft oder dem Tourismus auszubauen. 
Hierzu können strategische Entscheidungen der 
Landesregierungen notwendig werden, die aller-
dings mit entsprechenden Unternehmensent-
scheidungen in Einklang stehen sollten.

In einer dritten Tabelle kann man die 
Beschäftigungssituation des Landes sehen, denn 
eine verstärkte Attrahierung von klimafreund-
lichen Investitionen kann nur gelingen, wenn 
es genügend Fachkräfte gibt, die sich entweder 
aus bestehenden Unternehmen rekrutieren las-
sen können, z. B. weil diese Unternehmen die 
Umstellung auf klimafreundliche Technologien 
nicht meistern und deshalb unter (Kosten-)Druck 
geraten, oder durch Zuwanderung oder ent-
sprechende Bildungsangebote gewinnen lassen.
 

Insgesamt hat die Beschäftigung im Land seit 
2012 zugenommen, und zwar von knapp 875.000 
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten 2012 
zu etwa 1.050.000 im Jahr 2023. Besonders stark 
stieg die Beschäftigung im Dienstleistungssektor 
an, und dies bei annähernd gleichbleibender 
Arbeitslosigkeit. Sie liegt seit Jahren etwa im 
Bundesdurchschnitt, in absoluten Zahlen sind 

in Schleswig-Holstein etwa 100.000 Menschen 
arbeitssuchend.

3.2 Ansiedlung der Northvolt 
­Batterie­fabrik bei Heide und andere 
Investitionen

Bereits heute gibt es erste Unternehmensent-
scheidungen, die auf die spezielle Lage bei der 
Stromerzeugung zurückzuführen sind, aber auch 
durch industriepolitische Entscheidungen unter-
stützt wurden. So existieren in Schleswig-Holstein 
etliche Unternehmen und Projekte, die sich der 
Transformation zu klimafreundlicher Produktion 
und Mobilität widmen. Besonders augenfällig 
dabei sind Unternehmen, die versuchen, den bis-
lang nicht genutzten Windstrom zu verwerten, 
entweder durch Umwandlung in Gas, das dann 
anderweitig genutzt wird (Power-to-Gas) oder 
durch Herstellung von grünem Wasserstoff.19

Eine der bundesweit größten Investitionen in 
die grüne Transformation ist in Heide geplant. 
Dort wird die schwedische Firma Northvolt ins-
gesamt etwa 4,5 Mrd. Euro in eine Batterie-
fabrik investieren, die ab 2026 mit insgesamt 
3.000 Beschäftigten die Batteriefertigung auf-
nehmen soll. Diese Batteriefertigung soll aus-
schließlich mit Windstrom betrieben wer-
den. Dabei sind Subventionen von insgesamt 
902 Millionen Euro (einschließlich Bürgschaften) 
geflossen. Dem Vernehmen nach waren diese 
Subventionen nötig geworden, weil der US-ame-
rikanische IRA eine Investition in den Vereinigten 
Staaten ebenfalls attraktiv erscheinen ließ. Ob 
und inwieweit sogenannte softe Faktoren, z. B. 
eine Willkommenskultur und eine gewisse kultu-

Tabelle 2: Anteil der Bruttowertschöpfung nach Wirtschaftszweig im Jahr 2022

produzierendes Gewerbe verarbeitendes Gewerbe

Baden-Württemberg 38 % 30 %

Bayern 33 % 24 %

Deutschland 29 % 20 %

Schleswig-Holstein 25 % 14 %

Quelle: https://www.statistikportal.de/de/ugrdl/ergebnisse/wirtschaft-und-bevoelkerung/bipbws.
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relle Nähe des Unternehmens zum Standort und 
zur Landespolitik, die Entscheidung beeinflusst 
haben, darüber kann natürlich nur spekuliert wer-
den. Dennoch ist es sicherlich hilfreich gewesen, 
dass es breite Zustimmung vor Ort gegeben hat.

Neben dieser Investition fallen noch zwei weitere 
größere Vorhaben ins Auge: In Lägerdorf in Stor-
man wird eine Investition von ungefähr 500 Mil-
lionen Euro in ein CO2-neutrales Zementwerk vor-
genommen, die mit knapp über einem Fünftel von 
der Europäischen Union gefördert wird. Auch hier 
gibt es breite Zustimmung, und obwohl noch nicht 
sämtliche Genehmigungen vorliegen, wurde mit 
dem Bau bereits begonnen.

Ein weiteres Projekt ist ein Holzgasblockheizkraft-
werk in Wahlstedt, das im Mai 2024 den Betrieb 
aufgenommen hat. Damit wird aus Restholz und 
Holzabfällen klimaneutral für 1.500 Haushalte 
Strom erzeugt, wobei gleichzeitig CO2 gebunden 
wird. Weil Holz verbrannt wird, wird das Projekt 
nicht unkritisch gesehen. Neben den guten Nach-
richten muss das Bundesland – wie viele andere 
auch – mit schlechten Nachrichten umgehen. 
Ebenfalls in Wahlstedt wurde gerade angekün
digt, dass ein dänischer Pumpenhersteller mit 

650 Beschäftigten in drei Jahren das Werk schlie-
ßen wird. Ob und inwieweit diese Ankündigung 
mit der Motivation verknüpft ist, die Landes-
regierung zu weiteren Subventionen zu bewegen, 
kann nicht beurteilt werden.

3.3 Aktuelle Förderpolitik

Die schleswig-holsteinische Landesregierung för-
dert bereits Ansiedlungen von Unternehmen im 
gesamten Land durch ihre Wirtschaftsförderung 
und Technologietransfer Schleswig-Holstein 
GmbH sowie die Investitionsbank Schleswig-
Holstein.21 Die Förderung findet unter anderem 
im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Ver-
besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“22 
und gemäß der „Regionalen Innovationsstrategie 
Schleswig-Holstein“23 statt und ist bereits darauf 
fokussiert, die Transformation zur Klimaneutrali-
tät zu fördern. Allerdings ist die Innovations-
strategie recht allgemein gehalten.

Tabelle 3: Beschäftigungsentwicklung in Schleswig-Holstein seit 201220

Jahr Arbeitslosigkeit 
in %

Beschäftigte Produ-
zierendes Gewerbe

Sämtliche Dienst-
leistungen

Beschäftigte 
Landwirtschaft

2012 6,9 214.200 646.500 12.750

2013 6,9 214.850 654.400 13.000

2014 6,8 216.400 667.000 13.550

2015 6,5 216.800 683.900 13.550

2016 6,3 219.400 707.400 13.550

2017 6 224.800 726.000 14.200

2018 5,5 230.100 740.000 14.450

2019 5,1 234.300 751.300 14.700

2020 5,8 235.350 752.600 14.900

2021 5,6 236.250 752.600 14.900

2022 5,2 241.050 786.900 15.550

2023 6* 242.250 n.a. 15.300

Quelle: https://www.statistik-nord.de/zahlen-fakten/erwerbstaetigkeit-verdienste-arbeitskosten/monatszahlenerwerbstaetigkeit-und-
verdienste; *: geschätzt.
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3.4 Fazit: Der Weg zum klimaneutra­
len Industrieland ist eingeschlagen, 
aber noch weit

Die Bedingungen für eine klimafreundliche Neu-
aufstellung der Wirtschaft in Schleswig-Holstein 
sind günstig. Vor allem die Fähigkeit, die Strom-
erzeugung in einem Ausmaß, das heute noch gar 
nicht benötigt wird, aus EE zu bestreiten, bietet 
das Potenzial für diese Transformation.

Gleichzeitig darf nicht übersehen werden, dass die 
Ansiedlung von Unternehmen in Schleswig-Hol-
stein schon durch die Lage dem Land weiterhin 
nicht leichtfallen wird. Denn neben diesem Poten-
zial gibt es Schwierigkeiten, die nur zum Teil in der 
Verantwortung des Landes liegen, also größten-
teils von außen an das Land herangetragen wer-
den. Im folgenden Abschnitt werden deshalb 
Optionen für die Landespolitik diskutiert, damit 
das Land aus dieser Transformation den größt-
möglichen Nutzen ziehen kann.

13	 2022 gelang dies auch Niedersachsen, dort wurden 
114 Prozent des heimischen Stromverbrauchs aus 
Erneuerbaren produziert. Im Vergleich dazu ist der Satz 
in Baden-Württemberg mit knapp über einem Viertel 
sehr niedrig.

14	 https://wtsh.de/de/startseite. 

15	 https://www.statistik-nord.de/presse-veroeffentlichungen/
presseinformationen/dokumentenansicht/
stromerzeugung-in-schleswig-holstein-2022-65317.

16	 https://www.statistik-nord.de/presse-veroeffentlichungen/
presseinformationen/dokumentenansicht/
stromerzeugung-in-schleswig-holstein-2021-64475.

17	 Statistik Nord.

18	 Bruttostromverbrauch – Effizienz – Übersicht zur 
Entwicklung Erneuerbarer Energien in allen Bun
desländern – Föderal Erneuerbar (foederal-erneuerbar.de).

19	 Beispiele finden sich auf der Website der Wirtschafts­
förderung und Technologietransfer Schleswig-Holstein 
GmbH.

20	 https://www.statistik-nord.de/zahlen-fakten/
erwerbstaetigkeit-verdienste-arbeitskosten/monatszahlen-
erwerbstaetigkeit-und-verdienste; *: geschätzt.

21	 Siehe https://wtsh.de/de/startseite sowie https://www.
ib-sh.de/.

22	 Koordinierungsrahmen der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ (GRW) 
ab 1. Januar 2024.

23	 Prognos AG und CRIE 2021.

https://wtsh.de/de/startseite
https://www.statistik-nord.de/presse-veroeffentlichungen/presseinformationen/dokumentenansicht/stromerzeugung-in-schleswig-holstein-2022-65317
https://www.statistik-nord.de/presse-veroeffentlichungen/presseinformationen/dokumentenansicht/stromerzeugung-in-schleswig-holstein-2022-65317
https://www.statistik-nord.de/presse-veroeffentlichungen/presseinformationen/dokumentenansicht/stromerzeugung-in-schleswig-holstein-2022-65317
https://www.statistik-nord.de/presse-veroeffentlichungen/presseinformationen/dokumentenansicht/stromerzeugung-in-schleswig-holstein-2021-64475
https://www.statistik-nord.de/presse-veroeffentlichungen/presseinformationen/dokumentenansicht/stromerzeugung-in-schleswig-holstein-2021-64475
https://www.statistik-nord.de/presse-veroeffentlichungen/presseinformationen/dokumentenansicht/stromerzeugung-in-schleswig-holstein-2021-64475
https://wtsh.de/de/startseite
https://www.ib-sh.de/
https://www.ib-sh.de/
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4. Politikempfehlungen

Aus den bisherigen Überlegungen zur Ordnungs- 
und Innovationspolitik eines Bundeslandes und 
den konkreten Erfahrungen lassen sich einige 
Schlussfolgerungen für die Wirtschaftspolitik eines 
Bundeslandes ziehen. Dabei muss berücksichtigt 
werden, dass das Land nur innerhalb der Vor-
gaben der Bundespolitik bzw. der Europäischen 
Union handeln kann. Insofern sind unsere Vor-
schläge hier so zu verstehen, dass sie Anregungen 
für Vorschläge der Bundesregierung darstellen, 
bundesweit Änderungen auf den Weg zu bringen. 
Zunächst regen wir an, die Innovationsförderung 
der Landesregierung vor dem Hintergrund aktu-
eller Erkenntnisse der Innovationsökonomik 
zu überprüfen. Danach schlagen wir vor, diese 
Innovationsförderung in einem festen ordnungs-
politischen Rahmen einzubetten, um kurzfristige 
Verwerfungen durch das Bedienen von Partikular-
interessen zu verhindern. Nach dieser Warnung 
folgen drei explizite Vorschläge, nämlich die Ein-
führung regionaler Strompreise, die Einrichtung 
von Sonderwirtschaftszonen, in denen testweise 
bestimmte Regulierungen und administrative 
Pflichten ausgesetzt werden, sowie die Bereit-
schaft zur Anpassung des Bildungsangebotes des 
Landes an die Transformationserfordernisse.

4.1 Die Neue Missionsorientierung in 
der F&I-Politik

Da die Transformationsorientierung den Landes-
programmen nach Aussage der Landesregierung 
bereits heute schon zugrunde liegt, macht es 
Sinn zu prüfen, ob diese Politik das Land in die 
Lage versetzt, die allgemeinen Transformations-
ansprüche in konkreten Transformationszielen, 
die durch F&I-politische sowie komplementäre 
politische Maßnahmen erreicht werden sollen, 
umzusetzen. Missionen konstituieren den Politik-
ansatz der Neuen Missionsorientierung und sind 
als Bindeglied zwischen den großen gesellschaft-
lichen Herausforderungen und konkreten F&I-
Projekten zu verstehen.24

Bei der Umsetzung der Missionen geht es 
darum, drängende Probleme innerhalb eines 
angemessenen Zeitrahmens und Budgets zu 
lösen. Den Missionen kommt eine katalytische 
Funktion zu – sie dienen dazu, auf einen neuen 
Entwicklungspfad umzulenken, und sind erfüllt, 
wenn dies erreicht ist. Allerdings können Mis-
sionen in der Regel nicht allein durch die Bei-
träge von F&I erfüllt werden, sondern erfordern 
komplementäre Impulse aus anderen Politik-
feldern. Diese Impulse sind insbesondere für das 
Aufgreifen neuer Lösungen in der Breite und die 
damit einhergehende Anpassung an gesellschaft-
liche Anforderungen von zentraler Bedeutung.

4.1.1 Missionen als strategische Aufgabe und 
neue Industriepolitik
Auf strategischer Ebene ergibt sich die 
Anforderung, einen geeigneten Prozess zur For-
mulierung der Missionen zu etablieren. Die-
ser Prozess sollte breit angelegt sein, da trans-
formativer Wandel viele gesellschaftliche Gruppen 
betrifft. Dadurch kann die Akzeptanz, die für den 
Erfolg der Missionen ausschlaggebend ist, von 
Anfang an aufgebaut werden. Da für einen trans-
formativen Wandel sowohl technologische als 
auch soziale Innovationen erforderlich sind, ist es 
förderlich, Missionen so auszurichten, dass sie bei 
unterschiedlichen Akteursgruppen F&I-Aktivitäten 
anstoßen. Diesbezügliche Maßnahmen müssen 
die Bedürfnisse der Nutzerinnen und Nutzer und 
mögliche Beeinträchtigungen bei Betroffenen 
berücksichtigen.

Darüber, welche Rolle der Staat in seiner auf 
transformativen Wandel ausgerichteten Poli-
tik einnehmen soll, gibt es unterschiedliche 
Ansichten. Im Zentrum der kontrovers geführten 
Diskussion steht die Frage nach den Grenzen 
staatlichen Handelns im Kontext Markt versus 
Staat. Den einen25 reicht es aus, dass der Staat 
im F&I-System Markt- oder Systemversagens-
tatbestände identifiziert und die sich daraus 
ergebenden Unterinvestitionen in F&I mittels 
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Förderung der Grundlagenforschung sowie ein
zelner, anreizkompatibler Maßnahmen behebt. 
Dadurch sollen sich die Innovationsaktivitäten 
intensivieren und aus dem Markt heraus in 
Richtung der gesetzten Ziele oder Mission ent-
wickeln. Eine direkte Steuerung oder Lenkung 
von Innovationsaktivitäten wird als nicht not-
wendig erachtet und als Ineffizienz generierende 
Industriepolitik bezeichnet.

Andere26 sehen es gerade als das zentrale Pro-
blem an, dass sich die gewünschten Richtungs-
änderungen nicht durch die Marktkräfte erreichen 
lassen. Nicht artikulierte Nachfrage und Lock-in-
Effekte als typische Transformationsmängel sind 
Gründe dafür, dass es sich für innovative Akteure 
nicht lohnt, neue gesellschaftlich gewünschte 
Innovationsrichtungen einzuschlagen. Daher 
greift eine reine Intensivierung von Innovations-
aktivitäten auf bekannten Technologiefeldern zu 
kurz, da sie diese nicht oder nicht hinreichend in 
Richtung gesetzter Missionen zu lenken vermag. 
Aus diesem Grund werden politische Eingriffe, 
die auf Richtungsänderung setzen, als notwendig 
erachtet. Einzelne Stimmen schlagen in diesem 
Zusammenhang einen unternehmerischen Staat 
vor.27 Dieser würde alle Aktivitäten entlang des 
Innovationsprozesses direkt übernehmen – oder 
sie eng anleiten – und folglich auch die ent-
sprechenden Profite erzielen. Kritikerinnen und 
Kritiker dieser Position befürchten, dass der Staat 
industriepolitisch agiert und bei der Umsetzung 
von Missionen Maßnahmen einsetzt, die in die 
Kreativität des Marktes und damit in einen offe-
nen Problemlösungsprozess eingreifen.28

Das Umlenken von Innovationsaktivitäten durch 
den Staat in Richtungen, die die privatwirtschaft-
lichen Akteure selbst nicht einschlagen, ist mit 
Eingriffen in die marktwirtschaftliche Dynamik 
verbunden – im Sinne der Anmaßung von Wis-
sen durch die Politik. Doch lassen sich die negati-
ven Effekte derartiger Eingriffe durch die Art der 
Ausgestaltung missionsorientierter Politik redu-
zieren. Eine marktorientierte Version der Neuen 
Missionsorientierung setzt bei der Lösung von 
Problemen nicht nur, aber stark auf Marktkräfte. 
Dieser Ansatz orientiert sich an folgenden Über-
legungen:

	› Gegenüber einer a priori Festlegung auf 
eine bestimmte Problemlösung, wie etwa 
„batterie-betriebene Fahrzeuge“, setzt eine 
offene Beschreibung von Missionen, wie 
etwa „nicht-fossile Antriebstechnologien“, 
stärker auf die kreativen Kräfte der Markt-
akteure. Ganz unterschiedliche Wege 
zur Erreichung des Ziels können so ein-
geschlagen werden.29

	› Eine Förderung von Problemlösungsalter-
nativen in der vormarktlichen Phase, d. h. 
bis hin zum Erkenntnis- und Technologie-
transfer, bringt keine massiven Eingriffe 
in die Marktdynamik mit sich. Ab diesem 
Punkt entscheiden die privatwirtschaft-
lichen Akteure selbst, ob und inwieweit sie 
neue Ideen aufnehmen und die damit ver-
bundenen Innovationsmöglichkeiten nut-
zen wollen.

	› Sind direkte Markteingriffe nicht ver-
meidbar, sollten sie einen katalytischen 
Charakter haben,30 d. h. nur eine Anstoß-
wirkung entfalten und dann wieder zurück-
genommen werden. Dies gilt etwa bei 
der Förderung junger Technologien, bei 
der Überwindung von Lock-ins in alten 
Technologien oder für den Aufbau von 
neuen Infrastrukturen, beispielsweise von 
Betankungssystemen für innovative Mobili-
tätsformen. Förderung über Private-Public-
Partnership stellt eine Möglichkeit dar, 
diesen katalytischen Aspekt zu implemen-
tieren.

4.1.2 Politikkoordination als zentrale Aufgabe 
bei der Umsetzung von Missionen
Politikkoordination und Politiklernen stellen zwei 
Bereiche dar, die, wenn sie nicht entsprechend 
ausgeführt werden, sich sehr nachteilig auf das 
Erreichen von Missionen auswirken können. Man 
spricht hier auch von Transformationsmängeln, 
die aufseiten der Politik auftreten können – im 
Gegensatz zu Transformationsmängeln aufseiten 
der Marktakteure.

Die Umsetzung der Neuen Missionsorientierung 
bedarf nicht nur aufeinander abgestimmter F&I-
politischer Maßnahmen, sondern eines kohä-
renten, politikfeldübergreifenden Policy Mix.31 
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Aus dem Politikansatz der Neuen Missions-
orientierung ergeben sich auf operativer 
Ebene vielfältige Anforderungen an die Politik-
koordination.32 Zum ersten ist eine horizontale 
Politikkoordination erforderlich, d. h. die F&I-
Politik und andere Politikfelder werden inhalt-
lich und zeitlich aufeinander abgestimmt. So 
können Missionen, die Klimaziele beinhalten, 
beispielsweise Schnittstellen zur Umwelt-, zur 
Steuer- und zur Sozialpolitik aufweisen. Zum 
zweiten, da Missionen mehrere Politikebenen 
berühren können – von der kommunalen Ebene 
über die Länder- und die Bundesebene bis zur 
EU-Ebene – ist vertikale Politikkoordination rele-
vant. Zum dritten, innerhalb der Ressorts, die an 
Missionen beteiligt sind, können unterschiedliche 
Abteilungen involviert sein, sodass eine intra-
ministerielle Koordination erforderlich ist. Last not 
least besteht enger Abstimmungsbedarf mit den 
ausführenden Stellen.

Um hier etwas konkreter zu werden, sei die 
Umsetzung der Neuen Missionsorientierung für 
das Ziel einer klimaneutralen Transformation 
Schleswig-Holsteins kurz skizziert. Das große 
Ziel der Klimaneutralität eines Bundeslandes 
sollte zunächst einmal heruntergebrochen wer-
den auf einigermaßen einheitliche Bereiche der 
Umsetzung wie etwa Landwirtschaft, Industrie, 
Verkehr, Energie u. a. m. Für diese sind eigene 
Konzepte der Umsetzung, eigene Missionen oder 
Teilmissionen zu erarbeiten, wobei es durchaus 
Schnittstellen zwischen den einzelnen Bereichen 
gibt. Nehmen wir den Bereich Energie heraus. 
Einige zentrale Fragen sind zu stellen, und zwar 
entlang des einfachen Schemas „Wo kommen die 
neuen Technologien her?“, „Wie werden sie inte-
griert?“ und „Welche negativen Konsequenzen 
müssen berücksichtigt werden?“:

	› Welche Technologien stehen zur Verfügung 
und können zum Ziel der Klimaneutralität 
beitragen? Sind diese Technologien vorhan­
den, sind sie noch zu entwickeln, können 
sie von woanders her eingekauft werden? 
Eine Abstimmung mit dem Bund ist erfor
derlich, um Komplementaritäten zu nut-
zen, Doppel- oder Mehrfachförderung bei 
Forschung und Entwicklung zu vermeiden.

	› Welche Art des Umbaus des Energiesektors 
erfordert die angestrebte Transformation? 
Schafft die Energiewirtschaft den Umbau 
aus eigener Kraft und welche förderlichen 
Maßnahmen sind gegebenenfalls not-
wendig? Eine Abstimmung zwischen den 
Ressorts Wirtschaft, Finanzen, Umwelt und 
Energie auf Landesebene, aber auch zum 
Bund sind notwendig, um den erforder-
lichen Umbau durch ein geeignetes, auf-
einander abgestimmtes Maßnahmen-
bündel auf den Weg zu bringen (CO2-Preis, 
Steuererleichterungen, Strukturförderung, 
Abschaffung von Subventionen für fossile 
Energieträger etc.).

	› Wer sind die Gewinner des Umbaus des 
Energiesektors, wer sind die Verlierer? Wie 
können diejenigen kompensiert werden, 
deren Geschäftsmodelle, Arbeitsplätze, 
Erwerbsmöglichkeiten aufgrund der Ent-
scheidung für eine klimaneutrale Energie-
wirtschaft obsolet werden und wegfallen? 
Wie können diejenigen kompensiert wer-
den, die sich die (zumindest zu Anfang) 
höheren Energiepreise kaum leisten kön-
nen? Diese Fragen gilt es vorab zu klären, 
mit den Sozialministerien und Finanz-
ministerien im Land und im Bund.

Diese Darstellung, wie Missionen umgesetzt wer-
den, weist große Unschärfe auf. Man müsste 
hier noch viel tiefer einsteigen. Nur eines sollte 
klar geworden sein, dass sich aufgrund der Viel-
schichtigkeit einer Transformation die politi-
schen Entscheidungsträger und Umsetzer in jeder 
Phase zu fragen haben, wie eigenes Vorgehen 
und Abhängigkeit von anderen geschickt in einen 
Gesamtansatz gefügt werden kann. Unkoordiniert 
loszulegen, wird dem Charakter von Trans-
formation nicht gerecht. Ein letzter wichtiger 
Punkt bei der Umsetzung von Missionen ist das 
kontinuierliche Überprüfen von Soll und Ist. Eine 
auf transformativen Wandel ausgerichtete Politik 
macht es auf operativer Ebene erforderlich, ein 
kontinuierliches Monitoring durchzuführen sowie 
die ergriffenen Maßnahmen zu evaluieren und 
bei Bedarf anzupassen.33 Durch die Komplexität 
des Politikansatzes ist es nicht nur notwendig, die 
Wirkung einzelner F&I-politischer Instrumente zu 
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betrachten, sondern auch das Zusammenwirken 
der Maßnahmen und Initiativen des Policy Mix 
zu evaluieren. Diese Evaluationen sind allerdings 
sehr anspruchsvoll und traditionelle Metho-
den können an ihre Grenzen stoßen. Durch eine 
experimentell angelegte F&I-Politik, wie etwa in 
Form von Experimentierräumen, Reallaboren 
und Demonstrationsprojekten, können Erkennt-
nisse zur möglichen Anpassung von Maßnahmen 
gewonnen werden.

4.1.3 Der Instrumentenkasten
Abschließend sei noch ein Blick auf den 
Instrumentenkasten der Neuen Missions-
orientierung geworfen, ohne eine abschließende 
Liste von Maßnahmen vorzustellen.

	› Bezogen auf das Transformationsproblem 
des Lock-in in etablierten Technologien 
können „katalytische“ Subventionen zum 
Einsatz kommen. Innovationspotenzial wird 
durch eine gelenkte Richtungsänderung 
induziert. Anfängliche Kostennachteile 
neuer Technologien können so auf-
gefangen werden – dies ist das sogenannte 
Infant-Technology-Argument. Im Zuge von 
Klimaneutralität und Nachhaltigkeit sollte 
vor Einsatz dieses Instrumentes zunächst 
an die Internalisierung externer Umwelt-
kosten durch eine CO2-Bepreisung gedacht 
werden. Der katalytische Charakter kann 
durch Public-Private-Partnership-Formate 
der Förderung implementiert werden.34

	› Dem nicht unerheblichen Transformations-
problem nicht-artikulierter Nachfrage 
und damit ein Fehlen von Märkten kann 
durch innovationsorientierte öffent-
liche Beschaffung begegnet werden. 
Innovationspotenziale werden so durch 
staatliche Nachfrage nach neuen Techno-
logien oder Lösungen eröffnet. Der Staat 
als Markt-Macher kann hier eine Signal-
funktion einnehmen, die die Artikulierung 
privater Nachfrage induziert und damit 
weitere Investitionen in Forschung und 
Entwicklung nach sich ziehen kann.

	› Transformationsorientierte Richtungs-
änderungen durch radikal neue Techno-
logie sind durch hohe technologische und 

ökonomische Risiken charakterisiert. Real-
labore erlauben es, im abgegrenzten Raum 
zu experimentieren und die unkalkulier-
baren Unsicherheiten in berechenbare 
Risiken umzuwandeln. Zudem können 
rechtliche und regulative Maßnahmen in 
Reallaboren getestet und so regulatives 
Lernen induziert werden.

	› Insgesamt sollte geeigneten rechtlichen 
Regelungen und bestimmten Regulierungs-
designs in der Transformation eine höhere 
Bedeutung zugemessen werden. Die Schaf-
fung rechtlicher Regelungen, die die Trans-
formation befördern (wie Datennutzungs-
gesetz, Haftungsregelungen u. a. m.), 
dienen der Reduktion von Unsicher-
heit, eröffnen neue Möglichkeits- und 
Innovationsräume und können so private 
Investitionen in diese neuen Richtungen 
anregen. Ebenso innovationsförderlich wir-
ken Regulierungsvereinfachungen oder der 
Wegfall bestimmter veralteter Regulierung.

	› In gleicher Weise wirken generelle Rahmen-
bedingungen vom CO2-Preis bis hin 
zu transformationsförderlichen Infra-
strukturen. Diese entsprechend vorzu-
sehen und auszugestalten, senkt Unsicher-
heit und fördert private Investition und 
Innovation.

Die hier kurz vorgestellten Instrumente kom-
men bei der Neuen Missionsorientierung nicht 
als Einzelmaßnahmen zum Einsatz, sondern in 
orchestrierter Art und Weise. Es ist die Kunst die-
ser Politik, diese Orchestrierung ziel- und ergeb-
nisorientiert vorzunehmen. Blaupausen gibt 
es dafür (noch) nicht und ein experimentelles 
Vorgehen mit hinreichenden Möglichkeiten des 
Politiklernens und -nachsteuerns ist nahezulegen. 
Wie bereits erwähnt, liegt die wesentliche Aufgabe 
dabei auf Bundesebene – das Land Schleswig-
Holstein kann aber durch Werbung dafür eigene 
Spielräume erhöhen.
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4.2 Governance-Strukturen für eine 
koordinierte Neue Missionsorientie­
rung: ein ordnungspolitischer Vorbehalt

Transformationen der hier beschriebenen Form 
fallen nicht in den Aufgabenbereich eines einzel-
nen, sondern mehrerer Ressorts. Es ist deshalb 
zentral, dass sich die betroffenen Ressorts mit 
ihren Strategien und Maßnahmen im Sinne der 
Transformationsziele koordinieren. Typische 
Ressortstrukturen begünstigen jedoch ressort-
bezogenes Silodenken und hemmen agiles Politik-
handeln. In der politischen Debatte besteht weit-
gehend Einigkeit darüber, dass diese dem Erfolg 
der Neuen Missionsorientierung entgegensteht. 
F&I-politisches Handeln muss agiler und durch-
setzungsstärker werden. Dazu gilt es, die Politik-
koordination und Zusammenarbeit zwischen ver-
schiedenen Politikfeldern durch eine Anpassung 
der F&I-Governance deutlich zu stärken. Drei 
Ebenen sind zu unterscheiden:35 die Ebenen der 
Strategiesetzung, des Politikdesigns und der Poli-
tik-Implementation.

	› Ebene der Strategiesetzung: Ein Format 
der interministeriellen Koordination ist 
erforderlich, in dem die Ressorts in ver-
bindlicher Weise einen übergeordneten 
Zielekanon zu innovations- sowie trans-
formationsbezogenen Themen formulieren 
und einschlägige Strategien aufeinander 
abstimmen. Diese Regierungsaufgabe kann 
weder im Rahmen der Kabinettssitzungen 
noch im Zuge der Ressortabstimmung 
geleistet werden.

	› Ebene des Politikdesigns: Um die auf der 
Ebene der Strategiesetzung verabredeten 
Strategien mit Leben zu füllen, bedarf es 
der Entwicklung eines kohärenten, politik-
feldübergreifenden Policy Mix. Er umfasst 
eine ressortübergreifende Koordination 
von Förderinstrumenten, rechtlichen 
Rahmenbedingungen sowie Infrastruktur-
maßnahmen und, darauf aufbauend, die 
Konzeption von Roadmaps mit konkreten 
Meilensteinen.

	› Ebene der Implementation: Bei der Imple-
mentation von Förderinstrumenten geht es 
um die Verwaltung und den sachgerechten 

Abfluss der Budgets, die Administration 
sowie das Monitoring und die Evaluation. 
Fehlende Agilität in Verbindung mit oftmals 
zu engen regulativen Rahmenbedingungen 
und fehlenden Entscheidungsspielräumen 
für die operativ tätigen Organisationen 
behindern derzeit noch die Umsetzung 
von Förderinstrumenten und verzögern 
sie unnötig.

Verschiedene Vorschläge zu neuen Governance-
Strukturen im Kontext der Neuen Missions-
orientierung werden in der Literatur diskutiert. 
Für den Vorschlag der Etablierung einer Science-
Advisor-Position auf höchster Regierungsebene 
gibt es durchaus internationale Vorbilder, wie 
etwa in Australien oder Israel. Für die Bünde-
lung innovations- und transformationsbezogener 
Politikfelder in einem Ressort gibt es das Bei-
spiel Österreichs mit dem Bundesministerium für 
Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innova-
tion und Technologie. Die Einrichtung ressort-
übergreifender Missionsteams ist eine Option, die 
auch die deutsche Bundesregierung implementie-
ren möchte.

Diese Strategie dürfte für ein kleines Bundes-
land wie Schleswig-Holstein eher nicht in Frage 
kommen, vielleicht ist sie aber für einen Verbund 
norddeutscher Küstenländer mit ähnlichen Stär-
ken und Schwächen denkbar. Allerdings wäre die 
Gründung von Missionsagenturen auf Landes-
ebene möglicherweise eine Alternative, die die 
missionsorientierte Politik nahezu vollständig 
aus den ministeriellen Strukturen ausklammern 
und direkt an der Wirtschaft und ihren Bedürf-
nissen ansetzen könnten. Ein anderer Vorschlag 
favorisiert eine dreigliedrige Governance-Struk-
tur, mit einem Zukunftsausschuss für strategische 
Fragen, den Missionsteams für das Politikdesign 
und eine professionalisierte Projektträgerstruktur 
für die Implementation. Allerdings hat sich eine 
Überlegenheit dieses Vorschlags gegenüber den 
anderen Strukturen noch nicht herausgestellt. 
Zum einen befindet sich die Diskussion noch oft 
im Konzeptionellen, zum anderen fehlt belastbare 
vergleichende Evidenz für die jeweiligen Wirk-
samkeiten. Darüber hinaus kann die Missions-
orientierung auf Landesebene nur im Verbund mit 
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einem Ordnungsrahmen wie oben beschrieben 
und anderen Maßnahmen erfolgreich umgesetzt 
werden.

Insgesamt machen diese Überlegungen deut-
lich, wie schwierig die Missionsorientierung in 
der bundesdeutschen Praxis ist. Es ist kein Zufall, 
dass es immer wieder erhebliche Fehlschläge 
gibt. Denn die Politik bewegt sich nicht in einem 
politischen Vakuum und kann frei von Einflüssen 
die bestmögliche Strategie und die beste Techno-
logie ermitteln. Immer wieder entsteht politischer 
Druck durch Regionalpolitikerinnen und -politiker, 
Unternehmen oder Verbände.

Deshalb hilft eine strikte Regelbindung, die die 
Landespolitik vor diesem Druck schützt. Darü-
ber hinaus ist es geboten, die Innovationspolitik 
mit Hilfe weiterer Maßnahmen zu entlasten und 
zu ergänzen. Es wird für den Strukturwandel zu 
einem klimaneutralen Industrieland nicht reichen, 
nur Geld in die Hand zu nehmen. Kreativität und 
Problemangemessenheit des Ordnungsrahmens 
sind mindestens genauso wichtig.

4.3 Regionaler Strompreis

Die erste Überlegung in dieser Richtung gilt dem 
Strompreis. Strom wird deutschlandweit zu ein-
heitlichen Preisen gehandelt. Die Preisbildung 
auf dem deutschen Strommarkt lässt sich dabei 
mit dem Merit-Order-Prinzip beschreiben. Für die 
Bereitstellung des Stromes werden zuerst Kraft-
werke mit geringen Grenzkosten herangezogen. 
Diese verwenden meist erneuerbare Energien 
und haben keine Brennstoffkosten. Der ver-
bleibende Strombedarf muss von konventionellen 
Kraftwerken gedeckt werden, die höhere Grenz-
kosten haben. Trotz dieser unterschiedlichen 
Kosten erhalten alle Kraftwerke denselben Preis, 
welcher sich über die Grenzkosten des letzten ein-
gesetzten Kraftwerkes bestimmt. Das bedeutet, 
dass der Strompreis faktisch an die Grenzkosten 
konventioneller Kraftwerke gekoppelt ist. Gleich-
zeitig können Kraftwerke, die mit erneuerbaren 
Energien arbeiten und dementsprechend gerin-
gere Grenzkosten haben, hohe Überschüsse ein-
fahren. Dies setzt Anreize, verstärkt auf erneuer-

bare Energien umzusteigen. Trotzdem steht die 
Art der Preisbildung teilweise in der Kritik und 
alternative Vorschläge werden diskutiert. Einer 
dieser Vorschläge ist ein Pay-as-Bid Prinzip, bei 
welchem jede Anbieterin und jeder Anbieter den 
Preis erhält, zu welchem sie bzw. er den Strom 
angeboten hat. Auch der geografische Raum, für 
den dieser Preis gilt, steht zur Diskussion.

Die ACER36 hat im August 2022 vorgeschlagen, den 
deutschen Strommarkt in bis zu fünf Preiszonen 
aufzuteilen. Die Begründung hierfür war eine 
Marktverzerrung durch gestörte Preisbildung und 
die Problematik von Ringflüssen37 ins europäische 
Ausland. Unterstützung bekam dieser Vorschlag 
von den norddeutschen Bundesländern. Dort 
führen die hohen Integrationskosten für erneuer-
bare Energien38 zu höheren Strompreisen als im 
diesbezüglich weniger stark ausgebauten Süden. 
Die süddeutschen Bundesländer profitieren folg-
lich von der aktuellen Regelung, weil sie Strom 
zu geringeren Kosten beziehen. Deshalb positio-
nierten sich im Jahr 2023 mehrere süddeutsche 
Bundesländer offen gegen den Vorschlag mehre-
rer Preiszonen. Sie sehen darin eine Schwächung 
ihrer Wirtschaft durch höhere Strompreise und 
argumentieren zudem, dass größere Märkte über 
bessere Liquidität verfügen.

Die Kritik ist aus Sicht der süddeutschen Bundes-
länder verständlich, doch die Probleme eines ein-
heitlichen Strompreises bleiben bestehen. Der 
verstärkte Ausbau erneuerbarer Energien führt 
zu stärkeren wetterbedingten Schwankungen des 
Stromangebotes, weshalb Flexibilität auf Seiten 
der Nachfrager immer wichtiger wird. Aktuell 
müssen die Übertragungsnetzbetreiber Eng-
pässe in der Stromversorgung ausgleichen, was 
mit hohen Kosten verbunden ist (pro Jahr mehr 
als 1 Mrd. Euro). Bei einheitlichen Preisen gibt es 
keine Anreize, die Nachfrage flexibler zu gestalten 
und an die lokalen Gegebenheiten anzupassen.39 
Gleichzeitig kann der Transport von Strom aus 
dem industriearmen Norden in den industrie-
reichen Süden zu Netzeng-pässen und Über-
tragungsverlusten führen, welche nicht vom Preis 
widergespiegelt werden. Die Folgen eines ein-
heitlichen Strompreises sind dementsprechend 
Ineffizienz und Fehlanreize.
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Die Erfahrungen in anderen Ländern mit mehre-
ren Strompreiszonen sind meist positiv. In Europa 
lohnt sich vor allem der Blick nach Norwegen und 
Schweden, welche jeweils mehrere Preiszonen 
haben. Inwieweit sich die Erfahrungen in diesen 
Ländern auf Deutschland übertragen lassen, hat 
eine Studie der THEMA40 untersucht. Die Studie 
zeigt, dass Preiszonen die Dispatch-Effizienz41 
und die Nachfrageflexibilität verbessert haben. Es 
werden Engpässe vermieden, weil die Preise die 
entsprechenden Signale setzen, sodass die ent-
scheidenden Kraftwerke ihre Produktion hoch-
fahren und gleichzeitig bei hohen Preisen ein 
Nachfragerückgang einsetzt. Diese Erfahrungen 
würden sich, wenn auch mit Vorsicht, auf Deutsch-
land übertragen lassen. Vorsicht ist vor allem des-
halb geboten, weil in Nordeuropa ein größerer 
Fokus auf Wasserkraft liegt, welche deutlich fle-
xibler ist als die erneuerbaren Energien, welchen 
den Hauptfokus in Deutschland darstellen. Laut 
der Studie sind Bedenken bezogen auf die Markt-
liquidität durchaus berechtigt. Die Preiszonen in 
Deutschland wären allerdings deutlich größer als 
die in Nordeuropa und dem Problem kann durch 
Marktkopplung entgegengewirkt werden. Die 
Studie hat zudem untersucht, inwieweit es durch 
verschiedene Preiszonen zu Investitionsanreizen 
kommen kann. Hierfür war der Zeitraum mit kla-
ren Preisunterschieden allerdings zu kurz, um 
gesicherte Evidenz zu erlangen. Stattdessen kom-
men die Autorinnen und Autoren zu dem Schluss, 
dass andere Faktoren wahrscheinlich eine ebenso 
bedeutende Rolle spielen.42

Die Argumente für eine Aufteilung in Preiszonen 
beziehen sich auf höhere Effizienz und bessere 
Anreize. Kleinere Preiszonen bedeuten kleinere 
Märkte und dadurch Preise, welche die lokalen 
Gegebenheiten verstärkt mit einbeziehen. Vor 
allem der oftmals sehr teure Ausgleich von Eng-
pässen wird dadurch weniger häufig nötig, weil 
die Preisunterschiede für erhöhte Produktion bei 
den richtigen Kraftwerken sorgen. Höhere Preise 
in Zeiten von Engpässen sind zudem Anreize, die 
Nachfrage flexibler zu gestalten, was vor allem bei 
erneuerbaren Energien wichtig ist. Bis jetzt gibt 
es keine empirische Evidenz, ob regionale Strom-
preise für Investitionsanreize sorgen. Legt man 
die ökonomische Theorie zugrunde, ist es aller-

dings nicht unwahrscheinlich, dass Energiepreise 
ein wichtiger Faktor sind, wenn es darum geht, in 
Schleswig-Holstein zu investieren.

Eine weitere Studie der THEMA zeigt, dass sich 
für den Fall von zwei Preiszonen in Deutschland 
erhebliche Preisunterschiede zwischen einer 
nördlichen und einer südlichen Zone einstellen 
würden.43 Die Industrie in Norddeutschland 
würde folglich profitieren, während Stromanbieter 
in Norddeutschland voraussichtlich geringere 
Produzentenrenten, sprich geringere Gewinne, 
zu verzeichnen hätten. In Süddeutschland wür-
den sich kurzfristig höhere Preise ergeben, was 
höhere Kosten für die dortige Industrie bedeutet. 
Allerdings bieten diese gleichzeitigen Anreize für 
Stromerzeuger, sich an netzdienlichen Stellen 
anzusiedeln. Zudem führt ein Ausbau der Über-
tragungsnetze dazu, dass sich die Preise deutsch-
landweit angleichen. Bichler schlägt zudem eine 
Ausnahmeregelung für energieintensive Indus
trien in einer entsprechenden Übergangszeit vor.44

Die Preisunterschiede zwischen Nord- und Süd-
deutschland könnten noch stärker sein, wenn das 
Merit-Order-Prinzip durch eine Pay-as-Bid-Preis-
bildung ersetzt wird. Für diesen Fall würden zwar 
die Kraftwerke, die mit erneuerbaren Energien 
laufen, weniger Gewinne einfahren, dafür würde 
der Preis dort, wo verstärkt auf erneuerbare 
Energien gesetzt wird, sinken. Das würde Nord-
deutschland zu einem noch attraktiveren Standort 
für energieintensive Industrien machen.

4.4 Sonderwirtschaftszonen als wirt­
schaftspolitisches Experimentierfeld

Eine Alternative für die norddeutschen Küsten-
länder wäre es zu prüfen, ob und inwieweit 
Sonderwirtschaftszonen (SWZ) und die vermehrte 
Einrichtung von Reallaboren (regulatory sand­
boxes) eine Option wären. Das Ziel der Gründung 
einer SWZ ist es, die wirtschaftlichen Aktivitäten zu 
steigern, die Bildung zu verbessern und Arbeits-
plätze zu schaffen, was insgesamt den Wohlstand 
verbessert und die Transformation im ganzen 
Land begünstigt. Die Regeln in einer SWZ können 
durchaus von der allgemeinen Regel abweichen, 
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z. B. in Bezug auf Regulierungen, Berichtswesen, 
Steuern, Schulbildung usw. Das Institut der deut-
schen Wirtschaft hat 2020 die Möglichkeiten der 
SWZ anhand der Kohleregionen in Deutschland 
untersucht und ist dabei zum Schluss gekommen, 
dass diese durchaus eine Alternative sein können, 
um den Rechtsrahmen kreativ auszulegen und 
im Standortwettbewerb erfolgreich zu sein.45 Es 
gilt zu prüfen, ob und inwieweit es rechtlich mög-
lich ist, solche Auslegungen des Rechtsrahmens 
regional differenziert vorzunehmen. Ange-
sichts der gegenwärtig zu beobachtenden büro-
kratischen Selbstblockade in Deutschland raten 
wir dazu, diese Möglichkeit genau zu prüfen und 
gegebenenfalls voranzutreiben.

Um ihr wohlfahrtssteigerndes Potenzial voll aus-
zuschöpfen, sollte das Konzept der SWZ die 
Hayek’sche Idee der Erzeugung neuen Wissens 
durch Wettbewerb übernehmen. In dieser Per-
spektive besteht der Grundgedanke einer SWZ 
darin, neue Governance-Strukturen zu testen 
und die Breite der politischen Maßnahmen zu 
erkunden, die die Transformation unterstützen. 
Da eine SWZ jedoch ein Testfeld für die gesamte 
Wirtschaft ist, sollte sie flexibel sein. In diesem 
Zusammenhang kann man in den SWZ auch die 
Konsumenten besser einbinden und informieren, 
sodass sich diese an Innovationsprozessen direkt 
beteiligen können. Das Stichwort hier lautet Pro-
sumers, also am Produktionsprozess beteiligte 
Konsumenten, oft am Beispiel der Stromerzeu­
gung diskutiert – von der Energiegenossenschaft 
bis zum Balkonkraftwerk.46

Auf diese Weise werden politische Maßnahmen 
erprobt, um politisches Wissen zu generieren, 
das dann als Benchmark für andere Regionen 
verwendet werden kann, ohne dass es überall 
oder gar auf nationaler Ebene in gleicher Weise 
angewendet wird. Dennoch können sie als Experi-
ment für langfristige politische Maßnahmen auf 
nationaler Ebene dienen. SWZ sind ein ausdrück-
licher Schritt weg von Einheitslösungen. Wenn 
es mehrere SWZ gibt, konkurrieren sie mit unter-
schiedlichen Instrumenten um Investoren aus 
dem In- und Ausland. Hier sind drei zentrale 
Punkte zu beachten:

	› Eine SWZ gibt den lokalen Behörden mehr 
Ermessensspielraum bei der Gestaltung von 
Regeln als in anderen Governance-Strukturen; 
dies impliziert natürlich, dass es Grenzen auf 
nationaler Ebene gibt.

	› Es geht dabei nicht um mehr Geld – Steuer-
politik und Subventionen sind als Instrumente 
ausdrücklich ausgeschlossen.

	› Die SWZ ist ausdrücklich dazu gedacht, sich 
im Laufe der Zeit zu verändern. In der SWZ 
werden die Regeln bewertet und angepasst, 
wenn auch langsam und vorhersehbar und 
ohne die Situation für die Unternehmen zu 
verschlechtern.

Es gibt eine umfangreiche Literatur über SWZ, 
die für politische Entscheidungsträgerinnen und 
Entscheidungsträger insbesondere in China und 
Indien für lange Zeit attraktiv sind. In Europa 
haben Länder wie Irland und Litauen sehr 
gute Erfahrungen mit der Einführung von SWZ 
gemacht.47 

4.5 Bildungspolitik als Chance für die 
Transformation

Die Transformation erfordert nicht nur neue 
Technologien. Zudem müssen die technischen 
Anforderungen der Transformation umgesetzt 
werden, was gut ausgebildete Fachkräfte in allen 
Bereichen erfordert. Denn eines der Haupt-
probleme bei bereits angesiedelten Unternehmen 
ist genau dieser Fachkräftemangel. Insofern ist 
Ausbildung eine zentrale Aufgabe für die Landes-
politik.

Auch aus einem anderen Grund spricht viel dafür, 
die Bildungspolitik nach der Transformation aus-
zurichten. Denn diese Fachkräfte vor Ort schaffen 
zusätzliche Investitionsanreize für Unternehmen 
sowohl aus dem jeweiligen Bundesland, z. B. 
Schleswig-Holstein, als auch aus anderen Regio-
nen bzw. aus dem Ausland.

Ganz konkret scheinen sich Chancen für die 
Fachhochschule Westküste in Heide, die Uni-
versitäten in Rostock und Greifswald oder die 
Universitäten an der niedersächsischen Küste 
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zu ergeben, indem z. B. neue Studiengänge 
geplant werden könnten, um den Bedarf an Fach-
kräften zu decken. Dies erfordert eine Klärung 
der Finanzierung. Neben der generellen Aufgabe 
für die Landesregierung sind die Unternehmen 
selbst gefordert. So kann es zu Kooperationen 
der Unternehmen zur Aus- und Weiterbildung 
mit verschiedenen Bildungsträgern kommen. 
Dies betrifft die bereits angesprochene Fach-
hochschule in Heide, die für neue Studiengänge 
eventuell auch Unterstützung durch Northvolt ein-
holen könnte. Geplant ist zudem ein Ausbildungs-
zentrum für Batterie-Fachkräfte in Itzehoe, auch 

mit der Förderung von 20 Millionen Euro durch 
den Bund.

Bildungspolitik adressiert ebenfalls die sozia-
len Folgen der Transformation, wenn im Zuge 
des Strukturwandels auch Arbeitsplätze verloren 
gehen. Ohnehin ist die soziale Akzeptanz dieses 
Strukturwandels deutlich höher, wenn sich neben 
den Risiken auch Chancen auftun. Als Fazit bleibt 
die Erkenntnis, dass öffentliche Gelder hier aller 
Wahrscheinlichkeit nach besser investiert sind als 
in direkten Subventionen an Unternehmen.
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5. Schlussfolgerungen

Die durch die Bedrohungen des Klimawandels 
notwendig gewordene Transformation weg 
von fossilen Brennstoffen und hin zu erneuer-
baren Energien bietet gerade den norddeutschen 
Küstenländern – mit ihrem hohen Potenzial 
an Windenergie – ein enormes Potenzial zur 
Ansiedlung neuer Unternehmen und zur Schaf-
fung neuer Arbeitsplätze. Es gibt bereits einige 
erfolgreiche Beispiele dafür. Diese Erfolge müs-
sen keineswegs mit dem Abstieg anderer Regio-
nen einhergehen. Ganz im Gegenteil, wenn sie auf 
einem fairen Standortwettbewerb beruhen, kann 
dieser Wettbewerb nicht nur zu klimafreundlichen 
technologischen Innovationen führen, sondern 
auch zu wirtschaftspolitischer Erneuerung bei-
tragen.

Die kritische Diskussion allgemeiner angebots-
politischer Notwendigkeiten und industrie-
politischer Möglichkeiten hat gezeigt, dass es 
politische Möglichkeiten für die norddeutschen 

Küstenländer gibt, dieses Potenzial zu nutzen. 
Neben der – vermutlich nur begrenzt mög-
lichen – Anwendung neuer industriepolitischer 
Instrumente auf Landesebene sollten die Länder 
ihre spezifischen Kompetenzen in der Bildungs-
politik sowie der maßvollen Umsetzung von 
Regulierungen, z. B. in sogenannten Sonderwirt-
schaftszonen nutzen, um dynamische und klima-
freundliche Unternehmen zu attrahieren. Es ist 
ihnen außerdem anzuraten, für eine Neuordnung 
des Strommarktes zu werben und sich ins-
besondere für regionale Strompreise einzusetzen. 
Es ist weder effizient noch gerecht, wenn dort, wo 
günstiger Strom reichlich produziert wird, dieser 
besonders teuer ist.

Wenn die Landesregierungen im Norden diese 
Überlegungen in praktische Politik einfließen las-
sen, besteht eine gute Möglichkeit, dass die Trans-
formation nicht nur ökologisch effektiv, sondern 
auch ökonomisch effizient verläuft.
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1. Einleitung

„Das Antlitz unseres Landes wird sich ver-
ändern“, so stellte Vizekanzler und Wirtschafts-
minister Robert Habeck in seiner „Eröffnungs-
bilanz“ die Menschen in Deutschland auf die 
anstehenden Veränderungen ein.1 Gemeint war 
damals der Ausbau von Windkraftanlagen, Netz-
infrastrukturen, die Verkehrswende sowie der 
Umbau der Industrie zur Klimaneutralität. Die 
Dekarbonisierung der Industrie brachte des 
Weiteren mit sich, dass gerade im Kontext der 
Elektromobilität verschiedene größere Neu-
ansiedlungen in Deutschland notwendig wur-
den. Was damals noch gar nicht absehbar war: 
Die geopolitische Eskalation und die ausgerufene 
Zeitenwende führten zu einer umfassenden 
globalen Neuordnung der Lieferketten. Bis-
lang weniger relevanten Standortfaktoren, wie 
etwa der Anteil des aus erneuerbaren Energien 
erzeugten Stroms, der lange Zeit eine unter-
geordnete Rolle gespielt hatte, kam dabei plötz-
lich eine entscheidende Rolle zu.2 Auf den Plan 
trat in bislang unbekannter Stärke auch die Politik 
als industriepolitische Akteurin, die sich aktiv um 
die Ansiedlung entsprechender Großprojekte 
bemühte. Nicht zuletzt der US-amerikanische 
Inflation Reduction Act machte die Bedeutung 
von Subventionen im Werben um spezifische 
Industriefelder explizit.

Die Landesregierung Schleswig-Holsteins machte 
sich in dieser Gemengelage zum Ziel, „erstes 
klimaneutrales Industrieland“ Deutschlands zu 
werden.3 Das bis dato unterdurchschnittlich 
industrialisierte Bundesland setzt dabei auf die 
Strahlkraft des schnell voranschreitenden Aus-
baus erneuerbarer Energien. Die damit ein-
hergehenden Veränderungen gesellschaftlich 
kohäsiv zu vermitteln, ist allerdings gerade dort 
eine Herausforderung, wo die Industriestruktur 
bisher weniger stark ausgeprägt ist als an den 
traditionellen Standorten des verarbeitenden 
Gewerbes. Zwar mögen Menschen in Schles-
wig-Holstein an Windkraftanlagen gewöhnt sein, 
eine milliardenschwere Gigafactory, wie sie von 

Northvolt im Jahr 2022 bei Heide zur Batteriezell-
fertigung angekündigt wurde, stellt für die länd-
lich geprägte Region dennoch einen neuen Grad 
der Transformation dar. Schließlich könnten im 
Kontext der Ansiedlung bis zu 10.000 Arbeits-
plätze geschaffen werden. Allein die Fläche der 
Ansiedlung umfasst 100 Hektar – umgerechnet 
140 Fußballfelder. Das Antlitz rund um Heide wird 
sich dadurch zweifelsohne verändern – und das 
auf vielen Ebenen.

Das vorliegende Gutachten macht sich zur Auf-
gabe, die gesellschaftlichen Konflikte herauszu-
arbeiten, die bei solchen Großansiedlungen auf-
treten können. Im Gegensatz zum Aufbau von 
Infrastrukturen der Energiewende, wie Leitungs-
netze oder Windkraftanlagen, die in erster Linie 
physische Veränderungen mit sich bringen, 
kommt es dabei zu einer noch tiefgreifenderen 
Transformation. Diese umfasst neben einer sozio­
strukturellen Dimension (Wohnungsmarkt, Ver-
kehr, Daseinsvorsorge und Fachkräftekonkurrenz) 
auch eine sozialnormative Ebene (Migration, 
Tradition, Heimat und Rolle des Staates). Zur 
Einordnung dieser Konflikte und der Strategien 
zur gesellschaftlichen Aushandlung von Trans-
formationsprozessen wird das Northvolt-Pro-
jekt mit anderen kürzlich beschlossenen oder 
umgesetzten Großansiedlungen verglichen. Auf-
gearbeitet werden dazu die Ansiedlungen der 
Gigafactory des Automobilherstellers Tesla in 
Grünheide (Brandenburg) sowie der konfliktäre 
Weg zum Baubeginn des BMW-Batteriefertigungs-
standorts in Straßkirchen (Bayern).
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Der folgende Abschnitt behandelt Akzeptanz-
fragen auf dem Weg in die Dekarbonisierung und 
insbesondere hinsichtlich der Ansiedlung von 
Gigafactories. Betrachtet wird dabei auch, wel-
che Rolle der Partizipation potenziell Betroffener 
zukommt. In Kapitel 3 werden die favorablen 
Bedingungen für Ansiedlungen in Norddeutsch-
land herausgearbeitet. Ein Fokus liegt dabei auf 
dem Ausbau erneuerbarer Energien, der Flächen-

verfügbarkeit sowie der Häufigkeit, mit der sich 
Konflikte in formalisierten Bürgerbegehren mani-
festieren. Kapitel 4 kontrastiert den Verlauf der 
Northvolt-Ansiedlung bei Heide mit zwei Groß-
ansiedlungen. Das finale Kapitel fasst zusammen 
und formuliert politische und gesellschaft-
liche Ableitungen für die Ansiedlung von Groß-
projekten.

1	 Habeck in Bollmann/Brankovic 2021.

2	 IW Consult 2023.

3	 Schleswig-Holstein 2023.

https://www.faz.net/aktuell/politik/inland/robert-habeck-ueber-klimaschutz-corona-und-nordstream-2-17689854.html
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2. �Industrialisierung und Akzeptanz: 
Ein Literaturüberblick

2.1 Gesellschaftliche Akzeptanz auf dem 
Weg in die Klimaneutralität

Im deutschen Klimaschutzgesetz ist die Zielmarke 
festgeschrieben, die Treibhausgasneutralität bis 
zum Jahr 2045 zu erreichen. Voraussetzung für 
das Gelingen dieses ambitionierten Vorhabens ist 
unter anderem die Dekarbonisierung der indus-
triellen Fertigung sowie die Umstellung der Pro-
duktion auf Güter, die kein CO2 ausstoßen. Der 
Weg zur Klimaneutralität ist sowohl geprägt durch 
Veränderungen an den bestehenden Industrie-
standorten und durch Neuansiedlungen als auch 
durch eine Transformation der Energieerzeugung 
sowie der Leitungsinfrastruktur. Die konkrete 
Umsetzung dieser Vorhaben rückt Fragen der 
gesellschaftlichen Akzeptanz in den Vordergrund 
der Diskussion um das Erreichen der Klima-
neutralität.4 Schließlich muss die anstehende 
Transformation nicht nur Kriterien der Wirtschaft-
lichkeit erfüllen.5 Als ebenso wichtig stellen sich 
die Widerstände in der Bevölkerung dar, die sich 
etwa gegen die Nutzung neuer Technologien, die 
Ansiedlungen in bislang wenig industrialisierten 
Regionen sowie die Erzeugungs- und Leitungs-
infrastruktur der Energiewende richten.6

Der zugrunde liegende Begriff der Akzeptanz 
kann einerseits als aktiv bejahende Zustimmung 
oder als passive Akzeptanz ausgelegt werden. 
Andererseits kann sich eine passive Ablehnung 
oder ein aktiver Widerstand manifestieren.7 Die 
Akzeptanz im Kontext der Energiewende variiert 
dabei nach dem Informationsgrad, dem Emp-
finden der eigenen Selbstwirksamkeit wäh-
rend eines konkreten Infrastrukturprojektes 
(Verfahrensgerechtigkeit), der (empfundenen) 
eigenen Betroffenheit, der (empfundenen) 
Betroffenheit von vulnerablen Personen (Ver-
teilungsgerechtigkeit) sowie auf Basis von Kos-
ten-Nutzen Abwägungen.8 Als Arbeitsmodell der 
Akzeptanzforschung wird häufig die Differen-

zierung in soziopolitische und lokale Akzeptanz 
sowie Marktakzeptanz verwendet.9 Während die 
soziopolitische Akzeptanz die öffentliche Stim-
mung, die besonders durch Stakeholder trans-
portiert wird, widerspiegelt, beschreibt die lokale 
Akzeptanz, wie konkrete Planungen am Stand-
ort von Anwohnerinnen und Anwohnern auf-
gefasst werden. Die Marktakzeptanz misst sich 
an der Investitions- und Zahlungsbereitschaft in 
den Finanz- beziehungsweise Absatzmärkten. 
Im konkreten Fall spielen für die Gelingensbe-
dingungen eines Vorhabens alle drei Dimensio-
nen eine Rolle. Für die Ansiedlung einer Batterie-
zellproduktion oder eines Halbleiterwerkes 
brauchte es in Deutschland zuletzt teilweise 
hohe Zuschüsse durch die Bundes- und Landes-
regierung, die ohne eine gewisse soziopolitische 
Akzeptanz kaum denkbar gewesen wären.10 Dass 
diese Ansiedlungen selbst in einem aufgeheizten 
politischen Klima auf breite Zustimmung stoßen, 
zeigte sich zuletzt im Sachsen Monitor 2023. In 
der von infratest dimap durchgeführten Face-
to-Face-Befragung wird die Kategorie „neue 
Industrien ansiedeln/Wirtschaft fördern“ von der 
sächsischen Bevölkerung mit weitem Abstand 
als größte Chance angesehen.11 Die Größe der 
realisierten Projekte, beispielsweise wenn diese 
mehrere tausend Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter umfassen, führen zudem zu relevanten 
infrastrukturellen, ökonomischen und demo-
grafischen Veränderungen vor Ort, sodass 
Fragen der lokalen Akzeptanz in den Vorder-
grund rücken. Zuletzt wird der mittel- und lang-
fristige Erfolg der Ansiedlungen daran gemessen, 
inwiefern Investorinnen und Investoren die neue 
Technologie als in Deutschland wettbewerbsfähig 
ansehen und passende Ökosysteme inklusive 
Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten sowie 
Zulieferernetzwerke darum aufbauen. Bedeutsam 
ist dabei auch, inwiefern Endkundinnen und -kun-
den entsprechende Produkte, wie beispielsweise 
Elektroautos, in ausreichendem Maße abnehmen.
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Die empirische Vermessung der soziopolitischen 
Akzeptanz der Energiewende in Deutschland 
deutet auf eine Dominanz der passiven Akzep-
tanz hin. Wohingegen im Jahr 2018 71 Prozent 
der Menschen in Deutschland die Veränderungen 
schweigend befürworten, fallen lediglich 11 Pro-
zent durch eine aktive Unterstützung auf. Dem 
steht ein Bevölkerungsanteil von 15 Prozent 
gegenüber, der sich durch eine passive Ablehnung 
kennzeichnet und es sind gerade einmal 3 Pro-
zent, die in einem aktiven Widerstand stehen.12 
Diese Kategorisierung der Bevölkerung anhand 
ihrer soziopolitischen Akzeptanz von Zustimmung 
und Ablehnung, angelehnt an das von Zoellner et 
al. definierte Akzeptanzspektrum,13 bestätigt sich 
auch mit Blick auf weitere Befragungsergebnisse. 
So sehen 82 Prozent der deutschen Bevölkerung 
die Energiewende als Gemeinschaftsaufgabe 
und geben an, sich selbst einbringen zu wollen;14 
79 Prozent erachten das Voranbringen des Klima-
schutzes und den Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien als wichtige oder sogar sehr wichtige Auf-
gaben des Staates.15 Dem steht eine kleine, laute 
Widerstandsminderheit gegenüber, die sich etwa 
an entsprechenden Protesten beteiligt oder diese 
sogar selbst organisiert. In einer jüngeren Studie 
von Agora Energiewende (2023) ordnen sich die-
ser Gruppe 2 Prozent der Befragten zu.

Personen, die dem Ausbau erneuerbarer Energie-
infrastrukturen kritisch gegenüberstehen, sorgen 
sich besonders um eine bezahlbare Energiever-
sorgung sowie um eine mögliche Benachteiligung 
der Bevölkerung in den ländlichen Räumen.16 Akti-
viert wurden Widerstände beispielsweise in Folge 
des russischen Angriffskrieges auf die Ukraine, 
mit dem zwischenzeitlich enorme Energiepreis-
steigerungen in Deutschland einhergingen. Auch 
der Vertrauensrückgang in ein Gelingen der 
Transformation fußt fundamental auf der Sorge 
um eine bezahlbare Energieversorgung sowie 
um die hohen Inflationsraten.17 Gerade in den 
klassischen Industrieregionen wuchs die Besorg-
nis besonders deutlich. Parallel kam es zu einem 
Erstarken der AfD, deren Anhängerschaft sich 
durch eine besondere Transformationsopposition 
auszeichnet.18 Beim Werben für die lokale Akzep-
tanz von spezifischen Maßnahmen vor Ort stehen 
folglich nicht nur der transparente Informations-

fluss im Vordergrund und die dafür notwendige 
Partizipation potenziell Betroffener, sondern 
ebenso monetäre Aspekte.19

Gerade um die Akzeptanz im kleinräumigen 
Umfeld zu sichern, betont die Forschung die 
Potenziale einer regionalen oder individuellen 
finanziellen Beteiligung sowie der entstehenden 
Arbeitsplätze und des Einbindens in regionale 
Wertschöpfungsketten.20 Diskutiert wird dabei 
sogar, Klimaanpassungsmaßnahmen in das deut-
sche Grundgesetz aufzunehmen, um Kommunen 
bessere Finanzierungsmöglichkeiten zu sichern.21

2.2 Der Große Bruch: Akzeptanzfragen 
im Kontext von Gigafactories

Die grundsätzliche Akzeptanz industrieller Wert-
schöpfung wird in Deutschland im internationalen 
Vergleich als „wohlwollend skeptisch“ einsortiert.22 
Auch die Metastudie von Bogenstahl et al. zeich-
net kein besonders auffälliges Bild der Industrie-
akzeptanz am Wirtschaftsstandort Deutschland.23 
Als ausschlaggebend für die Befürwortung einzel-
ner Ansiedlungen und Standorte wird das gene-
relle Vertrauen in die involvierten Akteure, der 
empfundene Nutzen einer Maßnahme sowie all-
gemeine Einstellungen bezüglich der betroffenen 
Dachmarke herausgestellt.24

Im Fokus der Akzeptanzforschung zur 
Dekarbonisierung steht neben der Evaluation 
neuer Technologien wie dem Abtrennen und Spei-
chern von CO2

25 sowie dem grünen Wasserstoff,26 
dem Ausbau erneuerbarer Energien27 und dem 
Ausbau der Leitungsinfrastrukturen28 auch die 
Frage nach der Notwendigkeit infrastruktureller 
oder industriepolitischer Neuansiedlungen in 
Form von Gigafactories. Als solche werden Groß-
projekte bezeichnet, die in ihre Umgebung, 
vor allem in die sie umgebende Infrastruktur, 
in besonderem Maße eingreifen und daher in 
puncto Kosten, Risiken und Bauaufwand sehr 
komplex ausfallen.29 Gigafactories wurden in 
Deutschland zuletzt für Elektrofahrzeuge oder die 
Batteriezellproduktion geplant und umgesetzt. 
Aufgrund der Fabrikgröße sind hinsichtlich der 
Belegschaft, Infrastruktur und Lieferketten häufig 
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auch angrenzende Regionen betroffen.30 Das ist 
auch dahingehend der Fall, dass die Ansiedlungen 
nur dann als klimabewusster Fortschritt gewertet 
und dementsprechend als Vorreiterprojekt 
beworben werden können, wenn die Produktion 
tatsächlich (größtenteils) erneuerbare Energien 
nutzt. Entsprechende Ansiedlungen fallen dem-
nach häufig entweder in Regionen, in denen der 
Ausbau erneuerbarer Energien besonders dyna-
misch vorangeschritten ist, oder wird an Auflagen 
geknüpft, diese weiter auszubauen.31 Darüber 
hinaus berühren die potenziellen Veränderungen 
vor Ort tiefgreifendere Dimensionen als dies 
etwa beim Aufstellen neuer Windräder oder beim 
Bau von Solarparks der Fall ist. Zu nennen sind 
dabei insbesondere die intensiven soziostruktu-
rellen und sozialnormativen Veränderungen, die 
in einem größeren Umkreis um eine Ansiedlung 
herum viele Menschen umtreiben können (siehe 
Tabelle 1). Schließlich führt die Nachfrage nach 
teilweise mehreren tausend Arbeitskräften nicht 
nur zu einer erhöhten Konkurrenz um die heimi-
schen Fachkräfte, sondern muss zusätzlich durch 
einen stärkeren Zuzug von Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern – teilweise aus dem Aus-
land – befriedigt werden. In der Folge können 
sich aus den entsprechenden Widerständen nicht 
nur in Regionen, in denen Migration bis dato 
eine untergeordnete Rolle gespielt hat, politische 
Virulenzen entwickeln. Mit dem Zuzug können 
ebenso Sorgen um eine erhöhte Belastung für 
die bestehenden (sozialen) Infrastrukturen ein-
hergehen. Tatsächlich bieten die zu erwartenden 

Steuereinnahmen und die möglicherweise 
attraktiven Arbeitsplätze auch eine Akzeptanz-
chance – vorausgesetzt, eine solche Interpretation 
setzt sich in der Bevölkerung durch.

Jedenfalls stellt die Umsetzung von Groß-
projekten für die lokale Akzeptanz einen spezi-
fischen Fall dar. Denn Widerstände manifestieren 
sich mitunter in einer breiten gesellschaftlichen 
Mobilisierung, die sich nur schwer in einer 
gemeinsamen politischen Strömung fassen lässt. 
Die entsprechenden Proteste begründen sich 
in der Größe der Veränderungen, die die Neu-
ansiedlungen für das jeweilige Umfeld mit sich 
bringen.32 Als gemeinsame Klammer haben Wider-
stände gegen Großprojekte häufig eine tiefver-
wurzelte soziokulturelle Ablehnung gegen die Art 
und Weise, wie Projekte zustande kommen und 
durchgeführt werden.33

Auffällige sozialstrukturelle Merkmale der Gegne-
rinnen und Gegner von Groß- und Infrastruktur-
projekten (z. B. Infrastrukturprojekte wie Stuttgart 
21, Bau des Berlin-Brandenburger Flughafens, 
aber auch industrielle Projekte der Energie-
wende) sind ein höherer Anteil an männlichen 
Teilnehmern und ein überdurchschnittlicher 
Bildungsgrad.34 Generell gilt festzustellen, dass 
sich der soziodemografische Bezug projektspezi-
fischen Faktoren unterordnen muss; so gelten 
die Einschätzung der Wirtschaftlichkeit und die 
Umweltverträglichkeit eines Vorhabens, die sozia-
len Normen sowie das Vertrauen in die beteiligten 

Tabelle 1: Risiken für lokale Akzeptanz bei großen Industrieansiedlungen

Physische 
Veränderungen

Soziostrukturelle 
Veränderungen

Sozialnormative 
Veränderungen

Sichtbarkeit 
Industrieanlage

Steigende Nachfrage 
Wohnungsmarkt

Migration

Sichtbarkeit 
Netzinfrastrukturen

Steigende Nachfrage nach 
Verkehrsinfrastruktur

Tradition

Flächenumwidmung
Steigende Nachfrage nach 
kommunaler Daseinsvorsorge 

Heimat

Lärmemissionen
Steigende Konkurrenz um 
Fachkräfte

Subventionstätigkeit/ 
Staatseingriffe

Quelle: eigene Zusammenstellung.
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Akteure als schwerwiegender für die letztendliche 
Bestimmung der Akzeptanz.35

Organisiert wird Protest vornehmlich lokal von 
einer hochaktiven – meist wenige hundert Men-
schen umfassenden – Minderheit.36 Ein Groß-
teil der Demonstrierenden stimmt mit den 
demokratischen Grundwerten überein, äußert 
jedoch Unzufriedenheit über die derzeitige Aus-
gestaltung der Demokratie, der sie anlasten, 
sich mehr von wirtschaftlichen Interessen als 
denen der Bevölkerung leiten zu lassen.37 Die 
Kritik an Großprojekten setzt besonders häufig 
bei der Verfahrensgerechtigkeit an und fordert 
mehr Partizipation, bemüht aber auch Aspekte 
der Verteilungsgerechtigkeit, indem postuliert 
wird, nur eine kleine Minderheit würde von einer 
Umsetzung profitieren. Ein interessantes Bild zeigt 
sich bei der politischen Ausrichtung der Protes-
tierenden. Die Mehrheit schätzt sich als links-
orientiert ein, legt jedoch großen Wert auf die 
eher als konservativ angesehene Beständigkeit 
der Heimat.38

2.3 Soziopolitische Akzeptanz versus 
lokaler Protest: Das NIMBY-Phänomen

Folglich könnten gerade Großprojekte Gefahr lau-
fen, Widerstand in Form von NIMBY-Effekten („Not-
In-My-Backyard“) zu provozieren. Aufgrund der 
tiefgreifenden lokalen Betroffenheit ist es denkbar, 
dass selbst bei einer hohen soziokulturellen Akzep-
tanz empfindliche lokale Widerstände aktiviert wer-
den. NIMBY-Effekte werden bereits seit den 1980er 
Jahren registriert und entstehen vor allem aus opti-
schen, sozialen und umweltbezogenen Faktoren, 
jedenfalls auch aus einer emotionalen Verbindung 
zur eigenen Region.39

Bei lokal bereits erprobten und gelernten Ver-
änderungen treten NIMBY-Effekte deutlich selte-
ner auf. Dies gilt sowohl für die Neuansiedlungen 
am traditionellen Industriestandort eines ehe-
maligen Opel-Werkes, das wiederum auf dem 
ehemaligen Gelände der Zeche Dannenbaum in 
Bochum errichtet wurde,40 als auch für den Aus-
bau von Windkraftanlagen in Norddeutschland. 
Gegen letztere lässt sich aufgrund der grundsätz-

lich bestehenden soziopolitischen Akzeptanz nur 
noch bedingt mobilisieren.41 Vielmehr scheint 
sich aus dem täglichen Erleben von Windanlagen 
eine positive Wirkung auf deren Akzeptanz ent-
wickelt zu haben. Tatsächlich wurde darauf hin-
gewiesen, dass NIMBY-Effekte – entgegen der 
häufig medialen oder politischen Betonung – nur 
(noch) ein geringes Erklärungspotenzial für Pro-
teste gegen Windenergie bieten.42 Batel geht noch 
weiter und erkennt im NIMBY-Vorwurf eine über-
spitzte Darstellung von Widerstand gegen Trans-
formationsinfrastrukturen, mit dem Ziel, diese zu 
diskreditieren.43

Bei der Neuansiedlung von Gigafactories könnte 
dies anders sein: Da Großansiedlungen sozio
strukturelle und sozialnormative Faktoren weit-
reichend betreffen können, ist es denkbar, dass 
mit einer sich abzeichnenden Werksansiedlung 
eine tiefgreifende Veränderung der Heimat ein-
hergeht oder zumindest befürchtet wird. Dies gilt 
im Besonderen, wenn Gigafactories in Räumen 
geplant werden, wo Industriestrukturen bislang 
nur eine untergeordnete Rolle gespielt haben 
und lokal nicht positiv emotional verwurzelt sind, 
wie dies beispielsweise in den (früheren) Kohle-
förderungsgebieten der Fall ist.44 Während in 
Regionen, die im Strukturwandel einen indus
triellen Niedergang erlebt haben, der deutliche 
Wunsch an die Politik bestehen mag, die lokale 
Wirtschaft mit Industrieansiedlungen aktiv zu sta-
bilisieren, kann gerade eine Großansiedlung im 
ländlichen, weniger industriell geprägten Raum 
als Fremdkörper wahrgenommen werden.

2.4 Partizipation und wenn ja wie 
viele: akzeptanzfördernd oder verlang­
samend?

Mangelnde Partizipationsmöglichkeiten der loka-
len Bevölkerung bei Transformationsprojekten 
werden in der Akzeptanzforschung häufig als 
Akzeptanzrisiken angeführt.45 Konkret stellt sich 
bei Betroffenen das Gefühl ein, es würde „über 
unsere Köpfe hinweg“ entschieden.46 Gewünscht 
sind ein intensiverer Informationsfluss sowie 
bessere Möglichkeiten, sich einzubringen und die 
Umsetzung von Projekten aktiv mitzugestalten.47
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Auch hinsichtlich von Industrieansiedlungen 
besteht ein Konsens mit Blick auf die akzeptanz-
stiftende Wirkung stärkerer Partizipation.48 
Schließlich ergeben sich in unterschiedlichen 
Partizipationsformaten Möglichkeiten, den 
Betroffenen oder Interessierten die grundsätz-
liche Notwendigkeit, aber ebenso die konkreten 
positiven Implikationen zu vermitteln, die die 
lokale Akzeptanz stabilisieren können. Bei Groß-
projekten dürften darunter ebenso wie die Kon-
kretisierung der physischen Veränderungen, die 
potenziellen positiven Implikationen auf der sozio
strukturellen Ebene (individuelle und kollektive 
Kosten-Nutzen Abwägung) oder die Moderation 
der Sorgen um sozialnormative Veränderungen 
fallen.

Dabei ist einzuschränken, dass nicht jede 
Form der Einbindung die Akzeptanz spezi-
fischer Projekte zu steigern vermag. Zweifel 
bestehen etwa bezüglich der auf der demo-
kratischen Partizipationsleiter ganz unten ran-
gierenden Erörterungstermine. Diese planungs- 
oder genehmigungsjuristisch vorgesehenen 
Beteiligungsformate sollen im Vorfeld einer 
Planung konfligierende Interessen zusammen-
bringen und Transparenz über den Planungsstand 
schaffen, verfehlen aber häufig die damit einher-
gehenden Erwartungen. Denn die Einbeziehung 

der Öffentlichkeit findet de facto erst nach der 
Vorprüfung und Planung statt und ist somit in das 
Genehmigungsverfahren eingebettet, auf wel-
ches die Realisierung des Vorhabens direkt folgen 
soll.49 Mitunter werden Erörterungstermine sogar 
als „Kampfarena der Öffentlichkeitsbeteiligung“50 
beschrieben. Eine frühzeitigere Partizipations-
möglichkeit noch während der Planungsphase 
könnte das Konfliktpotenzial hemmen. Allerdings 
besteht zu einem frühen Planungsstadium die 
Schwierigkeit, Menschen für ein noch abstrak-
tes Thema zu interessieren. Zusammenfassend 
wird die Komplexität, Partizipation und Planung 
zielführend und erfolgreich zu gestalten als 
„Beteiligungsparadoxon“ bezeichnet.51

Zudem hat sich, nicht zuletzt anhand der 
Planungsbeschleunigung der Gigafabrik von Tesla 
in Grünheide sowie verschiedener LNG-Termi­
nals, das Spannungsfeld zwischen zeitintensiven 
Beteiligungsformaten und einer Beschleunigung 
von Planungsprozessen auf Kosten von Öffentlich-
keitsbeteiligung herausgebildet.52 So begann 
der Bau unterschiedlicher – im Folgenden näher 
diskutierter – Großprojekte, noch bevor for-
male Baugenehmigungen vorlagen. Im folgen-
den Kapitel wendet sich die Analyse zunächst 
den sich verändernden Standortfaktoren solcher 
Ansiedlungen zu.
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3. �Standortwettbewerb in der Transfor­
mation: Wer hat die Nase vorn?

Der Blick in die bestehende Akzeptanzliteratur 
zeigt, dass die regionale Verbreitung von indus-
triellen Fertigungsanlagen mit hoher Wahr-
scheinlichkeit einen Einfluss darauf hat, wie 
diese vor Ort wahrgenommen werden. Dass dies 
gerade in Deutschland eine große Rolle spie-
len dürfte, zeigt die hohe regionale Heterogeni-
tät der industriellen Wertschöpfung (Abbildung 
1). Wohingegen das verarbeitende Gewerbe in 
Süddeutschland 30 Prozent (Baden-Württem-
berg) beziehungsweise 24,4 Prozent (Bayern) der 
gesamten Bruttowertschöpfung ausmacht, liegt 
der Anteil in Schleswig-Holstein und Mecklenburg-
Vorpommern gerade einmal bei 14,3 respektive 
10,3 Prozent. Nur in den Stadtstaaten Berlin und 
Hamburg sowie in Brandenburg findet weniger 
oder ähnlich wenig industrielle Wertschöpfung 
statt. Mit diesem Befund geht einher, dass – mit 
namhaften Ausnahmen etwa in Brunsbüttel, 
Emden, Nordenham, Stade, Wilhelmshafen oder 
Wismar – in den norddeutschen Bundesländern 
bis zuletzt nur wenige große Produktions-

stätten und entsprechend sichtbare Fabrik-
gelände verortet waren.53 Andererseits führt die 
Dekarbonisierung der Industrie und die globale 
Neuordnung der Lieferketten in der Zeitenwende 
auch außerhalb der klassischen Industriehubs zu 
zahlreichen größeren Neuansiedlungen.54

Mit dem niedrigen Industrialisierungsgrad geht 
ein Faktor einher, der durchaus für eine höhere 
Attraktivität von Investitionen in Norddeutschland 
sprechen könnte: ein weniger stark ausgeprägter 
Fachkräftemangel. Die IW-Fachkräftedatenbank 
(2024) zeigt dort – basierend auf Sonderaus-
wertungen der Bundesagentur für Arbeit und der 
IAB-Stellenerhebung – eine niedrigere Stellen-
überhangsquote als dies beispielsweise in den 
klassischen süddeutschen Industrieregionen der 
Fall ist. Wohingegen der Anteil an Stellen, die rein 
rechnerisch nicht besetzt werden können, da 
keine passend qualifizierten Arbeitssuchenden 
zur Verfügung standen, an allen offenen Stellen 
in Bayern im Jahresdurchschnitt 2023 bei teil-
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Abbildung 1: Anteil des verarbeitenden Gewerbes an der Bruttowertschöpfung, in Prozent, 2022

Quelle: Statistische Ämter der Länder (Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung).
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weise über 70 Prozent lag, betrug der Wert in der 
Mehrzahl der Regionen in Schleswig-Holstein und 
Mecklenburg-Vorpommern unter 50 und teilweise 
unter 40 Prozent. In der Fachkräftefrage, der in 
der deutschen Industrie unter allen Standort-
risiken die größte Bedeutung zugemessen wird,55 
hat der Norden damit ein wichtiges Argument für 
Unternehmensansiedlungen auf seiner Seite.

3.1 Erneuerbare Energien als Standort­
faktor in der Energiewende

Der gesetzlich verankerte Pfad in die Klima-
neutralität sieht für Deutschland derzeit eine 
schrittweise Netto-Dekarbonisierung bis zum Jahr 
2045 vor. Aus Sicht von Unternehmen, die sich als 
Vorreiter der Energiewende verstehen, ist dieser 
durchaus ambitionierte Zielpfad mitunter nicht 
ausreichend. Um Produktionsprozesse schon 
heute zu dekarbonisieren, ist eine Ansiedlung 
dort attraktiver, wo erneuerbare Energien bereits 
heute zur Verfügung stehen. Nach eigenen 

Angaben war dies zum Beispiel für die Standort-
entscheidung von Northvolt für den Produktions-
standort bei Heide ausschlaggebend.56

Dass erneuerbare Energien in anderen Regionen 
Deutschlands in geringerem Ausmaß zur Ver-
fügung stehen, ist – neben den umweltbedingten 
unterschiedlichen Bedingungen – zum einen 
dadurch bedingt, dass die Ausbaugeschwindig-
keit von Windrädern und Solaranlagen sehr 
unterschiedlich ausfällt (Abbildung 2). Beispiels-
weise liegt die aus Windenergie erzeugte Leis-
tung nach aktuellem Stand in Norddeutschland 
rund drei Mal so hoch wie im deutschlandweiten 
Durchschnitt. Beim Ausbau der Solarenergie liegt 
Mecklenburg-Vorpommern hinter Brandenburg 
an zweiter Stelle. Des Weiteren findet der Ausbau 
der Übertragungsnetze nur mit deutlicher Ver-
zögerung statt,57 sodass aus erneuerbaren Ener-
gien erzeugter Strom unzureichend über weite 
Strecken transportiert werden kann. Der schlep-
pende Ausbau ist wiederum dadurch bedingt, 
dass die günstiger und weniger aufwendigen, 
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oberirdisch geführten Stromtrassen von der loka-
len Bevölkerung ähnlich kritisch beurteilt wer-
den, wie Windräder und damit ganz am Ende 
der Akzeptanzhierarchie der Infrastrukturen der 
Energiewende rangieren.58

Zusammengefasst ergibt sich für Bundesländer 
mit einer weniger gut ausgebauten Infrastruktur 
zur Erzeugung erneuerbarer Energien in der 
aktuellen Transformation ein Wettbewerbsrisiko, 
das kurz- und mittelfristig nur bedingt durch die 
Erzeugung grünen Stroms anderswo kompensiert 
werden kann. Denn zwar bestehen für die kom-
menden Jahre ambitionierte Pläne zum Ausbau 
mehrerer tausend Kilometer langer Stromtrassen 
jährlich,59 jedoch stehen auch diese immer unter 
dem Vorbehalt lokaler oder sogar überregionaler 
Widerstände.

3.2 Grundvoraussetzung für (Groß-)
Ansiedlungen: Flächenverfügbarkeit

Eine große Schwierigkeit für größere Industrie-
ansiedlungen stellen die wenigen Flächen dar, die 
zu diesem Zweck zur Verfügung stehen. Jedenfalls 
gaben in einer Online-Befragung von Wirtschafts-
förderern durch die IW Consult im Jahr 2024 
gerade einmal sechs der 127 befragten Stand-
ortexpertinnen und -experten an, es seien ver-
marktungsreife, also infrastrukturell erschlossene 
Flächen – das bedeutet: vorhandene Anschlüsse 
mit Wasser, Abwasser, Strom und Straßen sowie 
rechtskräftigem Bebauungsplan etc. – in aus-
reichendem Maße vorhanden. Bei den infra-
strukturell teilerschlossenen und unerschlossenen 
Flächen sowie bei den perspektivisch verfüg-
baren Industrieflächen – solchen, auf denen eine 
industrielle Nutzung grundsätzlich erlaubt wäre, 
aber meist nicht mehr als eine Ausweisung in 
einem Flächennutzungsplan vorliegt – ist das 
Stimmungsbild ähnlich trüb. Das mag auch daran 
liegen, dass für die zuletzt angestoßenen Giga-
factory-Ansiedlungen besonders große Flächen 
von mehreren hundert Hektar benötigt werden, 
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Quelle: IW Consult (Onlinebefragungen Wirtschaftsförderer).
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die in der relativ dichten Agglomerationsstruktur 
Deutschlands traditionell rar ausfallen.

Eine interessante räumliche Differenzierung ergibt 
sich bei der Frage, wo „ausreichend“ Industrie-
flächen zur Verfügung stehen (Abbildung 3). Bei 
den vermarktungsreifen sowie teilerschlossenen 
und unerschlossenen Flächen besteht mit 
geringen Unterschieden eine überwiegende 
Unzufriedenheit. Wohingegen die Lage hinsicht-
lich der vermarktungsreifen Flächen in Süd-
deutschland als etwas besser evaluiert wird, liegt 
Ostdeutschland bei den teilerschlossenen und 
unerschlossenen Flächen vorn. Der Nordwesten, 
wo die Anzahl verfügbarer oder relativ einfach 
erschließbarer Industrieflächen kaum positiv 
bewertet wird, schneidet beim perspektivischen 
Flächenpotenzial leicht besser ab: Immerhin jeder 
vierte Wirtschaftsförderer hält die Perspektiv-
flächen dort für ausreichend.

Die negative Gesamtevaluation der Industrie-
flächen führt zu der Frage, woraus sich die 
Schwierigkeiten in der Verfügbarkeit von Räu-
men für mögliche Unternehmensansiedlungen 

ergeben, und inwiefern sich diese aus dem Kon-
text von Akzeptanzproblemen entwickeln. Denk-
bar ist, dass Flächen aus rechtlichen Gründen 
oder anderweitiger Belegung nicht zur Verfügung 
stehen. Genauso möglich erscheint hingegen, 
dass lokale Widerstände und Bürgerinitiativen 
dafür sorgen, dass Flächen gar nicht erst aus-
gewiesen werden. Ein empirisches Bild ergibt sich 
aus einer Frage nach den Gründen für den akuten 
Flächenmangel in der Befragung von Wirtschafts-
förderern 2024 (Abbildung 4). An erster Stelle wird 
genannt (57 Prozent), dass Brachflächen nicht ver-
kauft werden würden. Mögliche Gründe hierfür 
sind, dass Flächen – aufgrund der knappen Ver-
fügbarkeit – für eine eigene Nutzung vorgehalten 
werden, oder aber, dass die Erwartung besteht, 
in Zukunft einen noch höheren Preis erzielen zu 
können. An zweiter Stelle wird von 46 Prozent der 
Befragten angeführt, die Gesetzgebung bremse 
oder verhindere eine Bereitstellung. Hierunter 
fällt etwa, dass potenziell interessante Flächen 
in einem ersten Schritt als Gewerbeflächen aus-
gewiesen werden müssen. Solange dies nicht 
geschieht, können interessierten Unternehmen 
keine Angebote gemacht werden. Dass die Kos-

Quelle: IW Consult (Onlinebefragung Wirtschaftsförderer).

57 46
29 29

43 54
71 71

0
10
20
30
40
50
60
70
80
90

100

Br
ac

hfl
äc

he
n 

w
er

de
n

ni
ch

t v
er

ka
uf

t

G
es

et
zg

eb
un

g
br

em
st

/v
er

hi
nd

er
t

Be
re

its
te

llu
ng

W
ie

de
rh

er
st

el
lu

ng
Br

ac
hfl

äc
he

n 
is

t z
u

te
ue

r

Bü
rg

er
in

iti
at

iv
en

ve
rh

in
de

rn
An

si
ed

lu
ng

en

Ja Nein

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 
 

 

 

25,0

28,6

25,0

37,2

Bürgerinitiativen verhindern
Industrieansiedlungen
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ten für die Wiederherstellung von Brachflächen 
zu hoch seien, gibt mit einem Anteil von 29 Pro-
zent der Befragten eine deutlich kleinere Gruppe 
zu Protokoll. In ähnlich geringem Ausmaß werden 
die lokalen Akzeptanzschwierigkeiten in Form von 
Bürgerinitiativen betont. Eine deutliche Mehr-
heit von 71 Prozent der befragten Wirtschafts-
förderer führt an, diese würden weder bei Neu-
ansiedlungen noch bei Bestandserweiterungen 
zur Flächenknappheit beitragen.

Zwar scheinen Bürgerinitiativen bei der Flächen-
mobilisierung aus Sicht der Wirtschaftsförderer 
eine untergeordnete Rolle zu spielen, jedoch auch 
hier erlaubt der Blick in die unterschiedlichen 
Regionen eine stärkere Differenzierung. So wer-
den (erfolgreiche) Widerstände gegen Industrie-
flächen gerade in Westdeutschland (37 Prozent) 
beobachtet. Wirtschaftsförderer in Nord- und 
Süddeutschland (25 Prozent) und in Ostdeutsch-
land (29 Prozent) beobachten deutlich weniger 
flächenkritische Bürgerinitiativen.

3.3 Partizipatives Moment oder Sand im 
Getriebe: Bürgerbegehren gegen Infra­
strukturen der Energiewende

Im Jahr 2022 hatte rund ein Fünftel aller 
formalen Bürgerbegehren in Deutsch-
land einen Klimaschutzbezug und betraf 
beispielsweise den Ausbau der erneuerbaren 
Energieerzeugungsinfrastruktur oder eine ent-
sprechende Gewerbeansiedlung. Anzahl und 
Anteil der Bürgerbegehren, die sich für den Aus-
bau von Infrastrukturen erneuerbarer Energien 
oder Gewerbeansiedlungen aussprechen, sind 
dabei während der vergangenen zehn Jahre 
deutlich gestiegen.60 Als Bürgerbegehren werden 
zulässige Anträge auf die Durchführung eines 
kommunalen Bürgerentscheids klassifiziert. Von 
Erfolg können diese gekrönt sein, wenn eine 
Abstimmungsvorlage mit entsprechender Mehr-
heit angenommen wird. Dies gilt ebenso, wenn 
ein Ratsbeschluss eine Abstimmungsvorlage ohne 
Abstimmung übernimmt. Die Verfahren beziehen 
sich – beispielsweise im Falle von Windparks – auf 
das Gesamtvorhaben oder die Anzahl, Abstände 
oder Höhe von Windkraftanlagen.61

Wohingegen Bürgerbegehren in Mecklenburg-
Vorpommern selten auftreten, sind sie in Schles-
wig-Holstein relativ verbreitet. Dieser Unterschied 
ergibt sich auch daraus, dass in Mecklenburg-
Vorpommern keine Begehren gegen Bauleit-
planungen zugelassen sind, womit sich Wider-
stände gegen Windkraftanlagen und Solarparks 
nicht in der Anzahl an Bürgerbegehren festhalten 
lassen.62 Gemäß der Datenbank „Bürgerbegehren“ 
der Bergischen Universität Wuppertal wurden seit 
1994 in Schleswig-Holstein 679 und in Mecklen-
burg-Vorpommern 185 formale Bürgerbegehren 
registriert. In Schleswig-Holstein befassten sich 
50 davon mit Windkraftanlagen, 21 mit Gewerbe-
ansiedlungen und 5 mit Solarenergie (Abbildung 
5). Den 26 Begehren in Schleswig-Holstein für ein 
Vorhaben standen dabei 42 Begehren gegen eine 
Ansiedlung oder Infrastruktur entgegen (Rest: 
unklar). Tatsächlich ist der Anteil der bremsen-
den Verfahren mit Klimaschutzbezug in keinem 
Bundesland so hoch wie in Schleswig-Holstein.63 
Gegeben des massiven Ausbaus von Wind-
energie in diesem Zeitraum, erscheint hingegen 
die Anzahl der gerade einmal 26 Begehren gegen 
entsprechende Vorhaben als überschaubar. Noch 
deutlich niedriger fallen die formalisierten Pro-
teste allerdings in Mecklenburg-Vorpommern aus. 
Hier lassen sich gerade einmal je zwei Begehren 
mit Bezug zu Gewerbeansiedlungen und Wind-
kraftanlagen identifizieren. Die beiden Begehren 
(aus den Jahren 1997 und 2006), die sich gegen 
Windkraftanlagen richteten, wurden zudem als 
unzulässig erklärt.

Das Aufgabenprofil von Wirtschaftsförderern 
umfasst die Stärkung der lokalen Wirtschaft 
und die Schaffung neuer Arbeitsplätze. Damit 
fällt auch die Anregung von Unternehmensan-
siedlungen in ihren Kernaufgabenbereich und 
macht sie zu wichtigen Ansprechpartnern für die 
Untersuchung von Chancen und Risiken für deren 
Akzeptanz. Gefragt „nach Chancen oder Risiken 
für die gesellschaftliche Akzeptanz von Industrie-
ansiedlung (Neu und im Bestand) in Ihrem 
Geltungsbereich“, werden die ökonomischen 
Aspekte am positivsten evaluiert: 80,3 Prozent 
der Ansiedlungsexpertinnen und -experten halten 
die Wohlstands- oder Beschäftigungseffekte sowie 
die zusätzlichen Steuereinnahmen für das Kern-
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Fragetext im Wortlaut: „Welche der folgenden Aspekte sind Ihrer Meinung nach Chancen oder Risiken für 
die gesellschaftliche Akzeptanz von Industrieansiedlungen (Neu und im Bestand) in Ihrem Geltungsbereich?“

Quelle: IW Consult (Onlinebefragungen Wirtschaftsförderer).
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argument zur Akzeptanzsteigerung. Ähnlich positiv 
wird nur die „Ansiedlung von Schlüsselindustrien 
in der Transformation“ bezeichnet (76,3 Pro-
zent große Chance und eher Chance). Diese 
haben zum Vorteil, dass sie – wie die Batteriezell-
produktion – sowohl eine hohe Wertschöpfung 
und Arbeitsplatzqualität mit sich bringen als auch 
emissionsarme Industriestandorte begründen, 
die in der Öffentlichkeit eher ein positives Image 
genießen. Grundsätzlich werden auch von Wirt-
schaftsförderern die ökologischen Effekte am kri-
tischsten eingeordnet. Trotz der hohen Standards 
bei Neuansiedlungen, die sich beispielsweise in 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung spiegeln, gibt 
ein Viertel der befragten Wirtschaftsförderer an, 
diese Effekte wären eher ein Risiko oder ein gro-
ßes Risiko. Am zweitkritischsten wird ein inten-
sives Beteiligen der Bürgerinnen und Bürger im 

Vorfeld einer Ansiedlung bewertet. Eine knappe 
Mehrheit von 55,6 Prozent der Wirtschaftsförderer 
sieht ein solches Vorgehen als Chance; 61 Prozent 
befürworten eine Planungsbeschleunigung. In die-
sem vermeintlich widersprüchlichen Stimmungs-
bild zeigt sich das bereits in der Akzeptanz-
literatur identifizierte Spannungsfeld zwischen 
Partizipation und Umsetzungsgeschwindigkeit 
beziehungsweise Umsetzungserfolg. Dass dieses 
Spannungsfeld gerade für die Großansiedlungen 
von hoher Bedeutung ist, wird im folgenden 
Abschnitt anhand von Fallbeispielen heraus-
gearbeitet. Es zeigt sich, dass das Vorgehen der 
zentralen Akteure hinsichtlich der Beteiligungs-
intensität an den unterschiedlichen Standpunkten 
der Großprojekte kaum hätte gegensätzlicher 
ausfallen können.

53	 SCI4climate.NRW 2023.

54	 IW Consult 2023.

55	 Demary et al. 2021.

56	 Northvolt 2024.

57	 Bundesnetzagentur 2024.

58	 Bertsch et al. 2016; Agentur für Erneuerbare Energien 
2023.

59	 Bundesnetzagentur 2024.

60	 Mehr Demokratie e. V. 2023: 35.

61	 A. a. O.: 38.

62	 A. a. O.: 36.

63	 A. a. O.: 38.
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4. �Akzeptanzrisiken bei Großansied­
lungen im Kontext der Energiewende

Bevor im Folgenden detailliert die Chronologie 
der Entscheidungs- sowie Beteiligungsprozesse 
rund um die Großansiedlungen von Tesla (Grün-
heide im Oder-Spree-Kreis), BMW (Straßkirchen 
im Landkreis Straubing-Bogen) und Northvolt 
(Norderwöhrden und Lohe-Rickelshof im Land-
kreis Dithmarschen) beschrieben wird, soll 
zunächst gegenübergestellt werden, in welchem 
regionalen Umfeld die Ansiedlungen jeweils 
erfolgten. Tabelle 2 stellt wesentliche wirtschaft-
liche, sozialstrukturelle sowie soziotropische 
Kennziffern für die betreffenden Kreise gegen-
über. Die Kennziffern beziehen sich für alle Kreise 
auf das Jahr 2019, um einen vergleichbaren Stand 
sowohl vor Baubeginn der Tesla-Fabrik sowie vor 
möglichen strukturellen Veränderungen durch die 
Coronakrise darzustellen.

Aus den wirtschaftlichen Kennziffern lassen sich 
zwar einige Gemeinsamkeiten der Ansiedlungs-
orte ablesen, aber auch merkliche strukturelle 
Unterschiede werden erkennbar. Mit Blick auf 
die Höhe der Arbeitslosigkeit und Quote von 
SGB-II Empfängerinnen und Empfängern sticht 
der Landkreis Straubing-Bogen mit gegenüber 
dem Bundesdurchschnitt (und auch gegenüber 
dem bayerischen Durchschnitt) günstigen Wer-
ten hervor, wohingegen der Oder-Spree-Kreis 
und Dithmarschen leicht unterdurchschnitt-
liche Werte aufweisen. Auffällig ist insbesondere 
die vergleichsweise hohe Quote an SGB-II-Emp-
fängerinnen und Empfängern im eher ländlich 
geprägten Kreis Dithmarschen. Auf Gemeinde-
ebene sticht das an das geplante Northvolt-Werk 
angrenzende Heide mit einem Anteil von über 

Tabelle 2: Ansiedlung Großprojekte – regionale Unterschiede und Gemeinsamkeiten,  
Werte auf Kreisebene für das Jahr 2019

Arbeitslo-
senquote 
in %

SGB-II-
Quote 
in %

Industrie-
quote 
in %

Schulden 
in Euro 

Steuer-
kraft in 
Euro

∆ Bevöl-
kerung 
10 Jahre

Bauland-
preise 
Euro/m²

Einwoh-
ner je  
km²

Oder-
Spree 
(Tesla)

6,1 8,5 15,6 818,1 713,5 –3,4 56,4 79,2

Straubing-
Bogen 
(BMW)

2,5 1,9 19,0 473,0 998,2 3,6 107,5 84,2

Dithmar-
schen 
(North-
volt)

5,5 10,1 13,7 1.357,4 897,4 –1,5 55,9 93,3

Bundes-
durch-
schnitt

5,0 8,1 17,2 1.430,7 1.012,2 1,7 191,3 232,6

Arbeitslosenquote: Anteil der Arbeitslosen an den Erwerbspersonen in Prozent; SGB-II-Quote: Anteil der erwerbsfähigen und nicht 
erwerbsfähigen Leistungsberechtigten nach SGB II an den unter 65-jährigen Einwohnerinnen und Einwohnern in Prozent; Industrie-
quote: SV Beschäftigte am Arbeitsort in der Industrie je 100 Einwohnerinnen und Einwohner im erwerbsfähigen Alter in Prozent; 
Schulden: kommunale Schulden in Euro je Einwohnerinnen und Einwohner; Steuerkraft: gemeindliche Steuerkraft in Euro je Einwoh-
nerinnen und Einwohner (auf Basis vergleichbarer Hebesätze), ∆ Bevölkerung: Entwicklung der Zahl der Einwohnerinnen und Ein­
wohner über die letzten zehn Jahre in Prozent; Baulandpreise: durchschnittliche Kaufwerte für Bauland in Euro je m²

Quelle: Laufende Raumbeobachtung des BBSR – INKAR 2024, eigene Darstellung.
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14 Personen in SGB-Bedarfsgemeinschaften je 
100 Einwohnerinnen und Einwohner hervor – nur 
in drei der mehr als 1.100 Gemeinden Schleswig-
Holsteins liegt der Anteil höher.

Mit Blick auf den Anteil der sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten weist Dithmarschen – wie 
für norddeutsche Regionen eher typisch – eine 
vergleichsweise geringe Industriequote auf. 
Ebenso zeichnet sich der Kreis Dithmarschen mit 
knapp 1.360 Euro Schulden je Einwohnerinnen 
und Einwohner durch merklich höhere kom-
munale Schulden als die übrigen Ansiedlungs-
regionen aus. Demgegenüber fällt die um die 
Höhe der Hebesätze korrigierte gemeindliche 
Steuerkraft in Dithmarschen (Northvolt) wiederum 
merklich höher aus als im brandenburgischen 
Oder-Spree Kreis (Tesla). Bei der Bevölkerungsent-
wicklung sticht wiederum Straubing-Bogen (BMW) 

als einzige betrachtete Region mit einer positiven 
(gegenüber dem Bundesdurchschnitt überdurch-
schnittlichen) Bevölkerungsentwicklung über den 
Zeitraum von zehn Jahren hervor. Die ostdeutsche 
Region kennzeichnet sich durch einen merklichen 
Bevölkerungsrückgang im Vorfeld der Ansiedlung, 
Dithmarschen durch einen leichten Rückgang. 
Spiegelbildlich zu den Bevölkerungstrends liegen 
die Baulandpreise in Straubing-Bogen deutlich 
oberhalb der vergleichbar niedrigen Werte in 
den übrigen Kreisen. Die in der Tabelle nicht dar-
gestellten Angebotsmieten weisen ein strukturell 
ähnliches Muster auf. Mit Blick auf die Einwohner-
dichte liegen alle Ansiedlungsregionen deutlich 
unter dem bundesdurchschnittlichen Wert.

Während sich die Bevölkerungszahlen der Kreise 
mit Werten von etwas mehr als 100.000 Ein-
wohnerinnen und Einwohnern im Kreis Strau-
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Abbildung 7: Einwohnerinnen- und Einwohnerdichte der Gemeinden Schleswig-Holsteins, 2022
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Quelle: Laufende Raumbeobachtung des BBSR – INKAR 2024, GEOBasis-DE /BKG 2023, eigene Darstellung.
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bing-Bogen bis rund 180.000 Einwohnerinnen 
und Einwohner im Oder-Spree-Kreis in einem 
einigermaßen vergleichbaren Rahmen bewegen, 
lassen sich die Einwohnerzahlen der betroffenen 
Gemeinden nur sehr schwer vergleichen. Wäh-
rend die Gemeinden rund um die Ansiedlung von 
Northvolt zwischen rund 260 Einwohnerinnen und 
Einwohnern in Norderwöhrden aufweisen, liegt 
die Einwohnerzahl in Lohe-Rickelsdorf knapp über 
2.000 Einwohnerinnen und Einwohner. Auch die 
Anzahl der Gemeinden in den jeweiligen Kreisen 
unterscheidet sich deutlich. Während der Ilm-
Kreis 16 Gemeinden umfasst, sind es im Kreis 
Dithmarschen über 100 Gemeinden. Aufgrund 
der sehr unterschiedlichen Einwohnerzahlen 
lassen sich die Kennzahlen der Ansiedlungs-
regionen nicht nur schwer zwischen den Krei-
sen vergleichen, sondern ebenso innerhalb der 
Ansiedlungsregionen. Abbildung 7 illustriert bei-
spielhaft die Einwohnerdichte der Gemeinden in 
Schleswig-Holstein im letzten aktuell verfügbaren 
Jahr 2022, wobei die Struktur der Gemeinden in 
unmittelbarer Nähe der Northvolt-Ansiedlung 
noch einmal gesondert hervorgehoben wird. 
Während es sich bei Norderwöhrden mit einer 
Einwohnerdichte von unter 15 Einwohnerinnen 
und Einwohnern je km2 um eine äußerst länd-
lich geprägte Region handelt, sind die Gemeinden 
Lohe-Rickelshof (387 Einwohnerinnen und 
Einwohner je km2) und die Kleinstadt Heide 
(500 Einwohnerinnen und Einwohner je km2) 
merklich dichter besiedelt.

Die Gegenüberstellung der wirtschaftlichen 
und soziostrukturellen Kenngrößen der vier 
Ansiedlungsregionen hebt hervor, dass sich für 
die verschiedenen Regionen unterschiedliche 
Erfolgs- und Risikofaktoren bei der Ansiedlung 
der Gigafactory ergeben, die sich auch unter den 
angrenzenden Gemeinden unterscheiden können. 
Hinzu kommt, dass die Kenngrößen zwar Hin-
weise auf die wirtschaftliche, soziale und sozio-
tropische Struktur der Regionen geben, nicht aber 
die Stimmungslagen, Identitäten und Heimat-
gefühle der Gemeinden abbilden können. Im 
Folgenden werden daher anhand der Chrono-
logie der Ansiedlungen, Beteiligungsprozesse und 
Stimmungslagen nachgezeichnet und regionsspezi-
fische Erfolgs- und Risikofaktoren herausgearbeitet.

4.1 Tesla: Grünheide

Die brandenburgische Gemeinde Grünheide (Mark) 
liegt mit ihren knapp 10.000 Einwohnerinnen und 
Einwohnern im nördlichen Teil des Landkreises 
Oder-Spree und damit südöstlich von Berlin. Die 
ländliche Gemeinde ist mit dem Auto in einer 
Stunde vom Berliner Zentrum zu erreichen. Ende 
2019 kündigte Tesla-Mitbegründer und Konzern-
chef Elon Musk an, auf einer Fläche von 300 Hek-
tar nahe einem Natur- und Wasserschutzgebiet 
das erste europäische Werk mit perspektivisch 
12.000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern errichten 
zu wollen. Eine Produktion von einer halben Million 
Autos jährlich wurde als Zielmarke ausgegeben. 
Als Begründung für die Standortwahl führte man 
die verkehrsgünstige sowie zentraleuropäische 
Lage mit Anbindung zum Flugverkehr an.64 Teslas 
Investitionsvolumen wird auf 5,8 Milliarden Euro 
geschätzt. Öffentliche Förderung erhält das Unter-
nehmen dabei weder vom Bund noch auf EU-
Ebene. Ein entsprechender Antrag auf Förderung 
wurde zwar im Rahmen des Förderprogramms 
IPCEI gestellt, später aber wieder zurückgezogen.65 
Von Seiten der Wirtschaft konnte der Kon-
zern auf große Zustimmung setzen. So sprach 
der Geschäftsführer der Wirtschaftsförderung 
Brandenburg von einem „Tesla-Zauber“.66 Branden-
burg gehöre „damit auf einen Schlag zu den wichti-
gen Automotive-Standorten in Deutschland“.67

Die Vorbereitungen für den Bau einer ent-
sprechenden Gigafabrik begannen bereits Anfang 
2020. Da eine umweltrechtliche Baugenehmigung 
zu diesem Zeitpunkt noch nicht vorlag, ging das 
Unternehmen das Risiko ein, errichtete Bauten 
wieder rückbauen zu müssen. Gegen den Bau 
und die damit verbundenen Rodungen sowie aus 
Sorge um den hohen Wasserverbrauch der Fabrik 
und das angrenzende Naturschutzgebiet Löcknitz-
tal gingen Umweltverbände gerichtlich vor. Kon-
kret brach sich der Widerstand darin Bahn, dass 
die Gigafactory in einem Trinkwasserschutzgebiet 
gebaut wurde und die Entnahme und Abgabe von 
(Grund-)Wasser zur Produktion in großen Mengen 
notwendig werden würde.68 Es formierte sich eine 
Bürgerinitiative von rund 30 bis 40 Mitgliedern, 
auf deren Kundgebungen maximal 250 Teilneh­
mende zusammenkamen.69
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Obwohl das Unternehmen seine Bauunterlagen 
in der Folge überabeitete, erreichten die Kri-
tiker per Eilantrag Ende 2020 eine kurzfristige 
Unterbrechung der Arbeiten (Landesregierung 
Brandenburg 2024). Die Genehmigung zum Bau 
der Fabrik wurde vom Landesamt für Umwelt 
schließlich am 4. März 2022 erteilt. Erst nach 
Abnahme der in diesem Bescheid genannten 
Bedingungen durfte die Fabrik schließlich am 
22. März 2022 in Betrieb genommen werden.70 
Die Eröffnung der Tesla-Gigafactory in Grünheide 
erfolgte demnach nur zwei Jahren nach Bau-
beginn.71 Ein ursprünglich geplantes Werk zur 
eigenständigen Batterieherstellung, das zunächst 
als weltweit größte Batteriefabrik angekündigt 
war, wurde jedoch nicht umgesetzt und aufgrund 
einer stärkeren industriepolitischen Förderung in 
die USA verlegt.72

Im Jahr 2022 entspann sich abermals eine Kon-
troverse, diesmal um eine Erweiterung des 
Werks. Diese sollte rund 100 Hektar teilweise 
bewaldeten Gebiets zum Errichten eines Güter-
bahnhofs, Lagerhallen und eines Betriebskinder-
gartens umfassen. Zum Zwecke der Erweiterung 
hatte die Gemeinde schließlich einen Antrag auf 
die Befreiung von Wasserschutzauflagen gestellt, 
was die Sorgen um Eingriffe in die bestehenden 
Naturschutzräume verstärkte. Auf die abermalig 
aufgekommenen Bedenken um den Wasser-
verbrauch der erweiterten Fabrik reagierte die 
Gemeinde mit dem Einleiten einer nicht binden-
den Bürgerabstimmung. Diese wurde im Fe
bruar 2024 durchgeführt: Alle Einwohnerinnen 
und Einwohner der Gemeinde Grünheide waren 
gebeten, über die Flächenumwandlung abzu-
stimmen. Zusätzlich wurden die Einwohnerinnen 
und Einwohner des Ortsteils Hangelsberg befragt, 
ob eine Waldfläche von 14 Hektar als Wohngebiet 
für maximal 800 Menschen umgenutzt werden 
könnte.73 Die Einwohnerbefragung erfuhr ein 
hohes Maß an Aufmerksamkeit und zog einen 
Großteil der Wahlberechtigten an die Wahlurne 
(75 Prozent beziehungsweise 83 Prozent Wahl-
beteiligung). Die Erweiterungspläne wurden 
schließlich mit 62 Prozent der gültigen Stimmen 
abgelehnt; die Wohnflächenumnutzung im Orts-
teil Hangelsberg sogar mit 73 Prozent.74 Grün-
heides Bürgermeister, Arne Christiani, kritisierte 

die aus seiner Perspektive übermäßig kritische 
Rolle der lokalen Medien im Diskurs um die 
Erweiterungspläne und verteidigte die ursprüng-
liche Planungsabsicht als infrastrukturellen 
Gewinn.75 Auch die Landesregierung stellte sich 
hinter die Erweiterung.76 Als Kompromissvor-
schlag legte die Gemeinde der Teslaführung 
schließlich einen alternativen Bebauungsplan mit 
geringeren Flächen für Logistik- und Mitarbei-
tendenräume vor, in den das Unternehmen ein-
willigte.77

Ausgeräumt werden konnte die Kritik damit 
jedoch nicht. Der lokale Wasserverband WSE posi-
tionierte sich weiterhin gegen die herabgestuften 
Pläne mit dem Argument, die maximale Wasser-
menge sei bereits ausgeschöpft.78 Aktiver Wider-
stand gegen die Erweiterungspläne manifestierte 
sich zudem in Form von rund 70 Aktivistinnen und 
Aktivisten der Initiative „Tesla stoppen“, die seit 
Ende Februar 2024 (und bis Redaktionsschluss 
der vorliegenden Publikation) ein Waldstück 
besetzen.79 Des Weiteren wurde zwei Wochen 
nach Veröffentlichung des Bürgerbefragungs-
ergebnisses ein nahe dem Werk gelegener Strom-
mast in Brand gesetzt, wozu sich die sogenannte 
Vulkangruppe aus dem linksradikalen Milieu 
bekannte. Daraufhin kam es zu einem Strom-
ausfall im Werk. Der Schaden des einwöchigen 
Produktionsstillstands wurde auf eine neunstellige 
Summe taxiert.80 Nach einer zufallsbasierten 
Befragung durch das Meinungsforschungsinstitut 
infratest dimap im BrandenburgTrend April 2024 
unter 1.200 Brandenburgerinnen und Branden-
burgern hielten sich die Lager, die einen Tesla-
Ausbau in Grünheide befürworteten (47 Prozent) 
und ablehnten (42 Prozent), in etwa die Waage.81 
Die Protestaktionen gegen das Werk mehrten 
sich vor allem vor der entscheidenden Gemeinde-
sitzung zur Werkserweiterung Mitte Mai 2024, 
hielten jedoch auch nach der Entscheidung für 
den verminderten Erweiterungsplan an.82 Im 
Zuge dessen sprach sich auch Bundeskanzler Olaf 
Scholz öffentlich für den Ausbau der Produktion 
aus.83

Im Kontext der vielfältigen Widerstände gegen 
die Werksansiedlung84 wurde an unterschied-
licher Stelle auf die mangelnde direkte Kommu-
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nikation zwischen Unternehmen und Anspruchs-
gruppen hingewiesen.85 So war Tesla von Beginn 
an nicht über eine werkseigene Pressestelle vor 
Ort erreichbar und hat zu den kontroversen The-
men keine größeren Stellungnahmen verfasst. 
Der damalige brandenburgische Wirtschafts-
minister, Jörg Steinbach, kritisierte explizit, dass 
sein Ministerium als öffentlicher Ansprechpartner 
habe herhalten müssen und Tesla für Bürgerin-
nen und Bürger sowie Journalistinnen und Jour-
nalisten nicht erreichbar gewesen sei. Selbst bei 
einer Sprechstunde für Bürgerinnen und Bürger, 
die vor Baubeginn für einen Zeitraum von zwei 
Wochen eingerichtet wurde, ließ sich das Unter-
nehmen von einer niederländischen Beratungs-
gesellschaft vertreten und war nicht mit eigenen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern vor Ort prä-
sent.86 Seit Januar 2024 findet eine zweistündige 

wöchentliche Sprechstunde für Bürgerinnen und 
Bürger in der Lobby der Gigafactory statt.87

Da die Tesla-Fabrik Anfang 2022 in Betrieb 
genommen wurde, können bereits einige Kenn-
zahlen in den Blick genommen werden, wie sich 
die Ansiedlung auf wesentliche wirtschafts- und 
sozialstrukturelle Kennzahlen ausgewirkt hat. 
Eine besonders auffällige Veränderung zeigt 
sich erwartungsgemäß bei der Anzahl sozialver-
sicherungspflichtig Beschäftigter am Arbeits-
ort, die von knapp 3.300 im Jahr 2019 um über 
350 Prozent auf knapp 15.000 im Jahr 2023 
gestiegen ist. Während sich im gleichen Zeitraum 
auch in einigen anderen Gemeinden Branden-
burgs relative Anstiege im Bereich um und über 
100 Prozent zeigen, bewegt sich der mit der Tesla-
Ansiedlung verbundene absolute Beschäftigungs-
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anstieg in einer ganz anderen Dimension als die 
Entwicklungen in benachbarten Regionen. Zwar 
zeigt sich in Grünheide zwischen 2019 und 2023 
auch ein erkennbarer Anstieg bei den sozialver-
sicherungspflichtig Beschäftigten nach Wohnort 
(von knapp 3.400 auf knapp 3.700). Dieser Anstieg 
hebt sich aber kaum von Entwicklungen in den 
übrigen Gemeinden im Berliner Umland ab und 
verdeutlicht, dass es vor allem zu einem sprung-
haften Anstieg von Pendlerströmen gekommen 
ist. Der bereits im Jahr 2019 vergleichsweise 
hohe Anteil an Einpendlern an allen sozialver-
sicherungspflichtig Beschäftigten in der Gemeinde 
Grünheide in Höhe von rund 84 Prozent stieg zum 
Jahr 2022 auf 93 Prozent – und damit auf einen 
der höchsten Anteile unter allen Gemeinden in 
Brandenburg – an. Der Anteil an Auspendlern 
reduzierte sich im gleichen Zeitraum geringfügig 
von rund 84 auf knapp 83 Prozent.

Auch bei den Kaufsummen für baureifes Land 
zeigen sich deutliche Anstiege in der Region rund 
um die Tesla-Ansiedlung. Während der Quadrat-
meterpreis für Bauland im Kreis Oder-Spree im 
Jahr 2019 bei rund 56 Euro lag, hat sich dieser 
zum Jahr 2022 auf 114 Euro mehr als verdoppelt. 
Ein Blick auf die Entwicklungen der Bauland-
preise in den übrigen Kreisen Brandenburgs 
zeigt jedoch, dass der Oder-Spree-Kreis mit die-
ser Veränderung keinesfalls unter den Nachbar-
kreisen Berlins heraussticht, sondern eher eine 
für das Berliner Umland typische Preisentwicklung 
darstellt (Abbildung 8). Eine vergleichbare Ent-
wicklung zeigt sich hinsichtlich der Angebots-
mieten im Oder-Spree-Kreis. Die Veränderungen 
werden hier auf Kreisebene verglichen, da die Ent-
wicklungen auf Gemeindeebene häufig auf gerin-
gen Angebotszahlen basieren.
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Erwartungsgemäß auffällig ist wiederum die 
Entwicklung der Gewerbesteuer durch die 
Großansiedlung (Abbildung 9). Mit offiziel-
lem Betriebsbeginn der Tesla-Fabrik erhöhten 
sich die jährlichen Gewerbesteuereinnahmen 
(netto) in Grünheide von knapp 660.000 Euro auf 
über 5,5 Millionen Euro. Zwar gibt es durchaus 
Gemeinden in Brandenburg, die sich prozentual 
durch einen höheren Anstieg im gleichen Zeit-
raum kennzeichnen, diese basieren aber zumeist 
auf deutlich geringeren Ausgangsniveaus.

Ein vergleichbarer Anstieg der absoluten Ein-
nahmehöhe zeigt sich einzig in der Gemeinde 
Mühlenfließ, in der sich die Einnahmen von knapp 
200.000 Euro auf knapp 5 Millionen erhöhten. Der 
starke Anstieg der Gewerbesteuereinnahmen in 
Mühlenfließ geht auf Stromverkäufe von Wind-
rädern zurück, die – wenn die Abstandsflächen 
mitberechnet werden – fast 40 Prozent der Fläche 
von Mühlenfließ bedecken. Die Situation in Müh-
lenfließ dürfte dabei auch ein erwähnenswertes 
Beispiel für lokale Veränderungen durch die 
Transformation zur Dekarbonisierung darstellen, 
da sich auch hier unter den Anwohnerinnen 
und Anwohnern „geteilte Meinungen“ offen-
baren.88 Während sich einige an den Windrädern 
nicht stören oder vor allem ihren Nutzen für die 
Energiewende und/oder die finanzielle Situation 
von Mühlenfließ sehen, regt sich bei einem Teil 
der Anwohnerinnen und Anwohner Widerstand. 
Neben der Änderung des Landschaftsbilds und 
des Geräuschpegels werden vor allem erforder-
liche Zufahrtsstraßen kritisch gesehen. Als mög-
liche Maßnahme zur Steigerung der Akzeptanz 
schlägt der Bürgermeister vor, dass Gemeinden 
mit viel Windkraft von günstigerem Strom profitie-
ren sollten.

Insgesamt zeigen sich mit Blick auf die Ansiedlung 
Teslas somit größtenteils erwartbare Ent-
wicklungen, die sich in aggregierten Kennzahlen 
jedoch überraschend wenig von dem grundsätz-
lich sehr dynamischen Berliner Umland abheben.

4.2 BMW: Straßkirchen

60 Kilometer südöstlich von Regensburg 
und dem dortigen BMW-Werk befinden sich 
im niederbayerischen Landkreis Straubing-
Bogen die Gemeinden Straßkirchen (3.400 Ein-
wohnerinnen und Einwohner) und Irlbach 
(1.163 Einwohnerinnen und Einwohner). BMW 
ist in der Region als größter Arbeitgeber bekannt 
und betreibt im Umkreis von nur 60 Kilometern 
insgesamt drei Produktionsstandorte. Als Ende 
2021 angekündigt wurde, ein Werk zur Montage 
von Hochvoltbatterien zu errichten, wurde ins-
besondere auf die Lage an den Autobahnen A3 
und A92 verwiesen, die einen schnellen Transport 
der schweren Batterien in die BMW-Fabriken in 
Dingolfing, München und Regensburg zur Fer-
tigung von Elektroautos erlauben. Widerstände 
gegen die Fabrik erwarteten in der Ursprungs-
region des Automobilherstellers die Wenigsten.89 
„Denn BMW heißt Bayerische Motorenwerke. 
Das gehört nach Bayern und nicht irgendwo 
nach Norddeutschland“, so etwa der Bayerische 
Ministerpräsident Markus Söder.90 Geplant wurde 
eine Gigafactory mit einer jährlichen Produktions-
kapazität von 600.000 Hochvoltspeichern. Räum-
lich umfassen die Pläne ein Gebiet von 100 Hek-
tar. Wirtschaftlich versprach das Großprojekt 
Steuereinnahmen und allein im Werk rund 
1.000 Arbeitsplätze. Schätzungen zufolge beläuft 
sich das Investitionsvolumen auf eine Milliarde 
Euro.91 Wie bei den bereits beschriebenen Groß-
ansiedlungen zeigte sich folglich ein positives 
Stimmungsbild in Wirtschaft und Politik.

In der lokalen Bevölkerung mochten diese Aus-
sichten dennoch nicht vollumfänglich überzeugen. 
Im Januar 2023 gründete sich die Bürgerinitiative 
„Lebenswerter Gäuboden“. Diese proklamierte 
Sorgen um das Vorhaben, welches im baye-
rischem Gäuboden umgesetzt werden sollte, 
einem Gebiet, das als fruchtbares Ackerland gilt.92 
Des Weiteren fürchtete man das steigende Ver-
kehrsaufkommen, die Verknappung des Wohn-
angebots, die Belastung von Infrastrukturen 
der öffentlichen Daseinsvorsorge und die Aus-
wirkungen auf den Grundwasserspiegel. Auch 
die Konkurrenz um knappe Fachkräfte wurde 
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angeführt – nicht zuletzt herrscht in der Region 
seit längerer Zeit Vollbeschäftigung.93

Die Kritiker der BMW-Gigafactory ließen sich von 
den Bemühungen des Unternehmens und der 
Politik nicht überzeugen und initiierten im Herbst 
2023 nach einer Unterschriftensammlung beim 
Gemeinderat einen Bürgerentscheid über die 
Ansiedlung. Die Bewohnerinnen und Bewohner 
von Straßkirchen wurden gebeten, ihre Stimme 
zum Bürgerbegehren gegen die Ansiedlung und 
zum Ratsbegehren für die Ansiedlung abzugeben. 
Die Abstimmung brachte dem Vorhaben über-
regionale Aufmerksamkeit ein. So schrieb bei-
spielsweise die ZEIT: Dass es „[a]m 24. September 
[…] nun zum Showdown an der Urne komm[t], [d]
amit hat niemand gerechnet, denn hier ist eigent-
lich BMW-Land, ein herausragendes Beispiel des 
alten Deutschlands“.94

BMW wählte in dieser Zeit eine deutlich direk-
tere Kommunikationsstrategie als Tesla in Grün-

heide. So unterhielt das Unternehmen mit dem 
BMW Group INFOPAVILLON eine eigene Präsenz 
vor Ort. Dazu mietete man sich in einem Garten-
haus in zentraler Lage ein, in dem Bürgerinnen 
und Bürger jeweils donnerstags und freitags 
für zwei Stunden ihre Fragen direkt platzieren 
konnten. Der Pavillon fungierte auch als Anlauf-
stelle für Interessierte und Menschen, die sich 
um eine Anstellung bei BMW bemühen wollten. 
Zudem entwickelte das Unternehmen mit Mit­
einander im Gespräch ein Printformat, das mit 
einer Einladung zu weiteren Gesprächen im 
Quartalsturnus per Direkteinwurf in die Brief-
kästen der Anwohnerinnen und Anwohner ver-
teilt wurde. In der Zeitschrift informiert BMW die 
Anwohnerinnen und Anwohner über anstehende 
Termine im INFOPAVILLON sowie über die Modali-
täten beziehungsweise Ergebnisse des Entscheids 
(siehe beispielhaft Abbildung 10). Ergänzt wurde 
die Kommunikationsstrategie durch aufsuchende 
Dialogformate.

Abbildung 10: BMW-Zeitschrift Miteinander im Gespräch

Quelle: BMW Group.



4. Akzeptanzrisiken bei Großansiedlungen im Kontext der Energiewende

53

Die unmittelbare Wirkung der Unternehmens-
kommunikation auf das Ergebnis des Bürger-
entscheids lässt sich kaum identifizieren. Das 
Vorgehen von BMW ist jedenfalls – gerade im 
Vergleich mit Tesla – als deutlich partizipativer ein-
zuordnen. Auch in Straßkirchen kam es zu einer 
hohen Wahlbeteiligung von fast 77 Prozent, die 
auf die Bedeutung des Themas in der Gemeinde 
hinweist. Drei von vier validen Stimmen im Rats-
begehren fielen in diesem Fall hingegen für die 
Ansiedlung der Fabrik aus, nur rund 25 Prozent 
lehnten diese ab. Gegen die Ansiedlung (für das 
Bürgerbegehren) sprachen sich knapp 30 Pro-
zent aus, über 70 Prozent lehnten den Vorschlag 
der Bürgerinitiative ab.95 Die Stichfrage, die bei 
Bejahung beider Fragen galt, beantworteten 
schließlich 74 Prozent zugunsten der BMW-
Ansiedlung.96 Die Gemeinderäte von Straßkirchen 
und Irlbach stimmten der Werksansiedlung ein-
stimmig zu.97

Der damit beschlossene Bau soll in zwei 
Abschnitten erfolgen. Der erste Abschnitt hat 
im April 2024 mit den nötigen Bodenarbeiten 
begonnen und zielt auf eine Bebauung von 60 der 
insgesamt 105 Hektar Fläche ab. Der abgetragene 
fruchtbare Boden wurde dabei Selbstabholern für 
die Weiterverwendung zur Verfügung gestellt.98 
Nach Fertigstellung dieses Bauabschnitts sollen 
zunächst 1.600 Arbeitsplätze am Standort ent-
stehen – drei Viertel davon gedenkt BMW aus den 
benachbarten Werken zu decken.99 Der zweite 
Bauabschnitt soll im Jahr 2026 beginnen. Final 
sollen insgesamt 3.000 Arbeitsplätze entstehen.100 
Aufgrund der vergleichsweise niedrigen Arbeits-
losenquote von 2,5 Prozent im Landkreis ist klar, 
dass ein Teil dieser Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer von außerhalb zuziehen muss. Ein 
Augenmerk sollte die Politik dabei auf die bereits 
hohen Baulandpreise legen, die bei einer weiteren 
Verknappung des Wohnangebots weiter steigen 
können. Mit der außerordentlich guten Lage hin-
sichtlich der kommunalen Haushalte sollte es für 
die Politik allerdings möglich sein, diesen Pro-
zess vorausschauend zu begleiten und bei sich 
abzeichnenden Spannungen frühzeitig einzu-
greifen.

4.3 Northvolt: Heide

Die Kreisstadt Heide liegt rund 100 Kilometer 
nördlich von Hamburg im schleswig-holstei-
nischen Landkreis Dithmarschen. In Heide 
leben rund 22.500 Menschen in einem länd-
lichen Umfeld. Die Stadt ist mit ICE-Halt und der 
angelegenen Autobahn A-23 verkehrstechnisch 
gut angebunden. Im Fokus der Landes- oder gar 
Bundespolitik steht der Ort allerdings selten. 
Das änderte sich am 15. März 2022 schlagartig, 
als auf einer gut besuchten Pressekonferenz im 
Foyer der Fachhochschule Westküste im Beisein 
des Ministerpräsidenten, der Finanzministerin 
und des Wirtschaftsministers von Schleswig-Hol-
stein offiziell verkündet wurde, dass der schwe-
dische Batteriehersteller Northvolt bei Heide ein 
Großvorhaben plant.101 Die Pläne des „Northvolt 
Drei“ benannten Werks skizzierten mit einem 
Investitionsvolumen von 4,5 Milliarden Euro 
und einem Flächenumfang von 160 Hektar den 
Bau einer Batteriezell-Gigafactory. Die Zahl der 
direkt geschaffenen Arbeitsplätze wurde auf rund 
3.000 geschätzt, hinzu käme ein Ökosystem an 
Zulieferern und notwendigen Hilfstätigkeiten, wel-
ches 10.000 Arbeitsstellen umfassen könnte.102 
Zum Investitionsvolumen von 4,5 Milliarden Euro 
kommen 700 Millionen Euro öffentliche Förder-
gelder und weitere 202 Millionen Euro Garantien 
von Bund und Land, die von der EU genehmigt 
wurden (EU-Kommission 2024). Folglich dürfte 
auch diese Ansiedlung auf landespolitischen 
Rückenwind bauen: Ministerpräsident Daniel 
Günther kündigte Planungsbeschleunigungen 
an, die eine Aufnahme der Produktion bereits in 
den Jahren 2025 oder 2026 ermöglichen sollten. 
Formalisiert wurde diese Bekundung zu diesem 
Zeitpunkt lediglich in Absichtserklärungen. Mit 
den Stadtwerken Heide einigte man sich zudem 
darauf, die benötigten großen Wassermengen für 
die Kühlungsanlagen nicht aus dem Grundwasser 
zu entnehmen, sondern aus eigens aufbereitetem 
Abwasser. Zusätzlich soll die erzeugte Abwärme 
zur Wärmeversorgung in der Umgebung genutzt 
werden.103

Bei der Begründung für die Standortauswahl 
durch das Unternehmen zeigt sich explizit die 
zunehmende Relevanz der örtlichen Verfüg-
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barkeit von erneuerbaren Energien. Für den 
selbsterklärten Vorreiter in der Energiewende, 
Northvolt, waren nach eigenen Angaben sowohl 
die Menge an regional produziertem Strom 
als auch die bestehende Netzinfrastruktur 
ein entscheidender Faktor für die mittlerweile 
beschlossene Investitionsentscheidung: „The 
region hosts the cleanest energy grid in Germany. 
Characterized by a surplus of electricity genera-
ted by onshore and offshore wind power, the grid 
is reinforced by clean energy provided through 
interconnections to Denmark and Norway. This is 
key to producing sustainable batteries“.104 Die Ziel-
setzung des Unternehmens ist nicht weniger als 
der Bau der weltweit „grünsten“ Auto-Batterie.105 
Angestrebt wird die Produktion von einer Mil-
lion Batterien jährlich.106 Diese sollen zudem als 
Natriumbatterien im Vergleich zu Lithium-Ionen-
Batterien einen Nachhaltigkeitsvorteil bringen.107 
Des Weiteren ist das ausdrückliche Ziel, die Liefer-
ketten möglichst kurz zu halten.108 Kooperationen 
mit europäischen Autoherstellern wie VW und 
BMW sind abgeschlossen. Volvo plant eine eigene 
Produktion in Zusammenarbeit mit Northvolt.109

Schon im Mai 2022 beschloss die Kommunal-
politik die Flächenumnutzung und leitete die Bau-
leitplanung ein. Nach intensiven archäologischen 
und umwelttechnischen Untersuchungen 
(Umsiedlung bedrohter Moorfrösche und Rauch-
schwalben) kaufte Northvolt die notwendigen 
Flächen. Da ein einzelner Landwirt seine Flächen 
nicht an das Unternehmen veräußerte, reduzierte 
sich das Planungsgebiet von 160 auf 110 Hektar. 
Des Weiteren mussten die Bauleitplan-Entwürfe, 
die bei der Umwidmung von landwirtschaftlicher 
in industriell nutzbare Fläche notwendig waren, 
nach lokalen Einsprüchen erneut öffentlich aus-
gelegt werden. Auch die Suche nach Flächen für 
Wohnsiedlungen der rund 1.700 Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter der Bauunternehmen verzögerte 
den ambitionierten Zeitplan.110 Zu diesem Zeit-
punkt kamen auch Bedenken hinsichtlich der 
Investitionsentscheidung des Konzerns auf. Grund 
war der inzwischen beschlossene Inflation Reduc­
tion Act, mit dem die USA mit großen Förder-
summen versuchten, Großansiedlungen industrie-
politisch anzuziehen.111

Trotzdem begann Northvolt Ende 2023 mit der 
infrastrukturellen Ertüchtigung der Flächen – noch 
bevor die endgültige öffentliche Förderung 
geklärt war, in Brüssel über deren Rechtmäßig-
keit entschieden wurde oder die Gemeinden den 
Bebauungsplan bestätigten.112 Erst nachdem die 
Frage nach den Förderbedingungen geklärt war, 
unterschrieb das Unternehmen schließlich im 
Januar 2024 einen Durchführungsvertrag zum Bau 
der Gigafactory.113 Den Satzungsbeschlüssen im 
Bauleitverfahren stimmten dann kurze Zeit spä-
ter alle betroffenen Gemeinden zu und machten 
den Weg für den Aufbau der Fabriken frei. In der 
größeren Gemeinde Lohe-Rickelshof (2.100 Ein-
wohnerinnen und Einwohner) stellte sich die 
Gemeindevertretung einstimmig hinter die 
Ansiedlung. In der kleineren Gemeinde Norder-
wöhrden (260 Einwohnerinnen und Einwohner) 
fiel das Stimmungsbild deutlich heterogener 
aus:114 Zwei von neun Personen der Gemeinde-
vertretung waren bei den entsprechenden 
Abstimmungen aus persönlichen Gründen 
befangen. Mit vier zu drei Stimmen wurde der 
positive Beschluss dann im Januar 2024 denkbar 
knapp gefasst.115

Kritik an dem Investitionsvorhaben entspann 
sich hauptsächlich am „Verlust des Landschafts-
bilds“ beziehungsweise der Wohnqualität sowie 
der Angst vor möglichen gesundheitlichen Risi-
ken.116 Diese entwickelten aber eine deutlich 
geringere Strahlkraft und Institutionalisierung 
als dies in Grünheide oder Straßkirchen der Fall 
gewesen war. Bemerkenswert war auch bei der 
Planung dieser Gigafactory die Unterstützung 
durch die Politik. Zu nennen sind einerseits der 
Landrat, Stefan Mohrdieck, der die Bedenken der 
Anwohnerinnen und Anwohner öffentlich immer 
wieder ernst nahm, sich aber gleichzeitig hinter 
das Vorhaben stellte, andererseits der Minister-
präsident Daniel Günther, der schon früh eigens 
die Einrichtung eines Projektbüros für North-
volt ankündigte.117 Das Unternehmen North-
volt war zudem mit einer Ansprechstelle, Infor-
mations- und Austauschveranstaltungen vor 
Ort und bemühte sich um die Einbeziehung der 
Betroffenen.118
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Ein weitgehender Zuspruch zur Batteriefabrik-
ansiedlung zeigte sich zuletzt in einer nicht-
repräsentativen #NDRfragt-Umfrage (N = 2.721). 
Im März 2024 bewertete mit 79 Prozent der 
Befragten eine große Mehrheit den Northvolt-
Fabrikbau als „eher gut“ oder „sehr gut“.119 In 
der Region, die eine eher angespannte Lage auf 
dem Arbeitsmarkt und eine höhere Kommunal-
verschuldung aufweist, wurden Arbeitsplätze 
(86 Prozent Zustimmung) und Steuereinnahmen 
(62 Prozent) als die wichtigsten positiven 
Erwartungen formuliert. Schließlich weckt die 
Ansiedlung Hoffnungen, den Arbeitsmarkt zu sta-
bilisieren und die Kommunalhaushalte zu sanie-
ren. Eine „Bereicherung der Gemeinschaft vor 
Ort durch Zuzug neuer Nachbarn“ erwarten hin-
gegen gerade einmal 22 Prozent der Befragten. 
Der bestehenden Abwanderung mit Migration 
entgegenzuwirken, steht man somit weniger 
aufgeschlossen gegenüber. Ähnlich gering ist 

die Begeisterung gegenüber dem „Ausbau der 
Ganztagsbetreuung in Bildungseinrichtungen 
durch Zuzug von Familien“. Diese Kategorie wäh-
len nur 17 Prozent als erwartete „positive Folge 
der Ansiedlung von Northvolt“ aus. Die in der 
#NDRfragt-Umfrage am häufigsten angegeben 
Sorgen betrafen die Verknappung des Wohn-
raums (58 Prozent), die Veränderungen des Land-
schaftsbildes (50 Prozent), die Lärmbelästigung 
(46 Prozent) sowie die Knappheit von Kita- und 
Schulplätzen (45 Prozent). Die Politik ist gefordert, 
diese Fragen im Blick zu behalten und etwa mit 
dem Ausweisen neuer Bauflächen oder dem Aus-
bau der kommunalen Daseinsvorsorge gegen-
zusteuern. Hinsichtlich der Veränderung des 
Landschaftsbildes und der Lärmbelästigung 
erscheint es wichtig, eine moderierende Funktion 
einzunehmen, schließlich bedeutet selbst eine 
hohe soziopolitische Akzeptanz nicht, dass einer 
Ansiedlung vor Ort zugestimmt wird.
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5. Fazit

Der Spatenstich für den Bau einer Batteriezell-
fabrik von Northvolt bei Heide im März 2024 
steht symptomatisch für die Bestrebungen von 
Schleswig-Holstein, zum ersten klimaneutralen 
Industrieland Deutschlands zu werden. Das vor-
liegende Gutachten arbeitet heraus, dass sich 
die Standortfaktoren im bislang wenig indus
trialisierten Norddeutschland für entsprechende 
Ansiedlungen positiv darstellen. Zuerst fällt der 
Blick hierbei auf die Verfügbarkeit von erneuer-
baren Energien. Dieses Kriterium wurde auch im 
Kontext der Northvolt-Ansiedlung immer wie-
der als ausschlaggebend betont. Zu bedenken 
wäre in diesem Kontext, wie Anreize in räum-
licher Nähe zum Erzeugungsort geschaffen wer-
den können, die Anwohnerinnen und Anwohner 
für das Errichten der entsprechenden Infra-
strukturen unmittelbar entschädigen. Sollte ein 
solcher Mechanismus greifen, würde sich für Vor-
reiterregionen im Ausbau der Erneuerbaren ein 
weiterer Standortvorteil ergeben. Hinzu kommt 
ebenso ein geringer ausgeprägter Fachkräfte-
mangel als auch eine perspektivisch weniger 
prekäre Disponibilität von Flächen – in beiden 
Kriterien schneiden die industriellen Power-
häuser in Süddeutschland deutlich schwächer 
ab. Die exklusive Auswertung einer Befragung 
von Wirtschaftsförderern zeigt zudem, dass 
Bürgerinitiativen – ganz explizit auch in Nord-
deutschland – nur als untergeordnetes Pro­
blem wahrgenommen werden. Tatsächlich sind 
formale Bürgerbegehren, die sich gegen die 
Transformation wenden, im Norden – gerade 
im Verhältnis zum massiven Ausbau der dorti-
gen Windkraftinfrastruktur – relativ selten. Bei 
der Darstellung der Potenziale einer Industrie-
ansiedlung raten die Wirtschaftsförderer des 
Weiteren, die ökonomischen Vorteile einer 
Ansiedlung in den Vordergrund zu stellen.

Diese Forderung mag dem Erfahrungsschatz 
der Ansiedlungsexpertinnen und -exper-
ten entsprechen. Beim äußerst seltenen Neu-
bau von sogenannten Gigafactories mit teils 

mehreren Tausend Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern – womöglich in einer Region mit 
einer geringen Verbreitung industrieller Ferti-
gung – können die Akzeptanzfragen allerdings 
auch tieferliegende Ebenen betreffen. Schließ-
lich impliziert eine industrielle Großansiedlung 
über die physische Ebene hinaus soziostruktu-
relle und sozialnormative Veränderungen. Den 
sich verändernden soziostrukturellen Umfeld-
bedingungen lässt sich durch die erwartbar 
höheren Steuereinnahmen etwa hinsichtlich der 
Verkehrsinfrastruktur, den Angeboten mit kom-
munaler Daseinsvorsorge (beispielsweise mit 
Kindertagesstätten oder Schulen) oder einem aus-
reichenden Wohnraum politisch gegensteuern. 
Den Sorgen um die sozialnormativen Umbrüche, 
die etwa den Zuzug von außerhalb betreffen oder 
das Heimatgefühl berühren, lassen sich hingegen 
deutlich schwerer adressieren. Denn: Das Antlitz 
einer Region ändert sich mit einer solchen Trans-
formation zweifelsohne. Nicht allen Betroffenen 
gefallen diese Veränderungen, auch wenn sie der 
Region ökonomische Vorteile bieten. Dass sich 
lokale Konflikte bei einer hohen soziopolitischen 
Akzeptanz ergeben können, zeigt der Blick in 
die zuletzt in Deutschland angedachten und 
umgesetzten Großprojekte.

Die Fallstudien, die sich als Vergleichsfolien für die 
Pläne Northvolts in Dithmarschen heranziehen 
lassen, wurden dabei in vollkommen unterschied-
lichen soziotropischen Kontexten umgesetzt. Die 
BMW-Batteriefabrik in Straßkirchen im Landkreis 
Straubingen-Bogen wird in einer Region mit Voll-
beschäftigung umgesetzt, die zuletzt deutlichen 
Zuzug erlebt hatte. Hier entspann sich der Wider-
stand, der sich in der Bürgerinitiative „Lebens-
werter Gäuboden“ kanalisierte, an der Sorge um 
die Heimat. Mit der stark lokal verwurzelten Dach-
marke der Bayerischen Motoren Werke im Rücken 
und mit einer intensiven lokalen Partizipations-
strategie konnte das Unternehmen einen Bürger-
entscheid zur Ansiedlung am Ende jedoch deut-
lich für sich entscheiden. Die Tesla-Gigafactory 
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siedelte sich wiederum im Speckgürtel Berlins und 
damit in einem gänzlich anderen soziotropischen 
Kontext an. Zwar fallen die Steuereinnahmen in 
der Gemeinde der Ansiedlung in Grünheide an, 
die bislang rund 12.000 neugeschaffenen Stellen 
führen jedoch zu großen Pendlerbewegungen. 
Tatsächlich hat sich die Anzahl der Beschäftigten 
am Wohnort in Grünheide selbst kaum ver-
ändert. Von den Arbeitsmarktpotenzialen profitie-
ren demnach andere Regionen, am gesteigerten 
Verkehrsaufkommen in Grünheide stoßen sich 
jedoch einige Eingesessene. Nicht zuletzt um 
diese Probleme anzugehen, hat Tesla zuletzt eine 
direkte Zugshuttle-Verbindung zwischen der Fa
brik und Berlin-Lichtenberg eingerichtet – 60 Pro-
zent der Tesla-Mitarbeiterinnen und -Mitarbeiter 
wohnen in Berlin.120 Mit dem umstrittenen CEO 
Elon Musk bot das Unternehmen gerade Kritike-
rinnen und Kritikern aus dem linken politischen 
Spektrum eine große Angriffsfläche. Mit der 
weitgehenden Abwesenheit einer erkennbaren 
Kommunikationsstrategie ging schließlich auch 
eine nicht bindende Bürgerbefragung zur Werks-
erweiterung für das Unternehmen verloren. Nicht 
nur die regionalen Umfeldbedingungen, sondern 
auch die partizipationstechnische Begleitung der 
verschiedenen Ansiedlungen fielen damit weit 
auseinander. Als Gemeinsamkeit lässt sich der 
politische Rückenwind identifizieren, den die 
Projekte auf den unterschiedlichen Ebenen des 
politischen Systems in Deutschland bekamen. Das 
Werben der hiesigen Politikerinnen und Politiker 
ging dabei mit einem geopolitischen Ringen um 
die Ansiedlungen einher. Als Resultat wurde ein 
ursprünglich in Grünheide angedachtes Batterie-
werk in die USA umgesiedelt.

Auch Northvolt zögerte kurz mit seiner 
Investitionsentscheidung, nachdem die USA mit 
dem Inflation Reduction Act lockten, entschied 
sich jedoch für den Standort in Schleswig-Hol-
stein – inklusive öffentlicher Förderung von 
700 Millionen Euro. Der partizipative Ansatz, den 
das Unternehmen wählte, hat sicherlich dazu 
beigetragen, dass sich bei Heide bislang – bei 
allen bestehenden Widerständen – kein wie in 
Grünheide beobachtbarer Wirtschaftskrimi ent-
sponnen hat. Auch die berechtigte Hoffnung auf 
Arbeitsplätze und Steuereinnahmen mag in einer 
Region mit für einen ländlichen Raum überdurch-
schnittlicher Arbeitslosigkeit, vergleichsweise 
hoher SGB II-Quote und Kommunalverschuldung 
besser fruchten als bei Vollbeschäftigung oder 
einer Lage, bei der Mitarbeitende aus einer nahe-
gelegenen Großstadt massiv einpendeln. Viel stär-
ker als Grünheide wird der Zuzug Dithmarschen 
und die Umgebung direkt betreffen. Damit bleibt 
es eine Herausforderung, die sozialnormativen 
Veränderungen zu begleiten. Im Kontext der 
denkbar knappen Abstimmung mit vier zu drei 
Stimmen in der Gemeindevertretung in Norder-
wöhrden für die Umsetzung der Ansiedlung wur-
den beispielsweise die Sorgen um das sukzessive 
Erschweren von Landwirtschaft durch steigende 
Bodenpreise herausgestellt.121 Auch der oben 
genannte Spatenstich wurde durch Bauern-
proteste begleitet. Tatsächlich hat die Großan-
siedlung das Potenzial, die Region zu verändern. 
Bildhaft beschreibt das ein Anwohner so: „Bei uns 
wird wohl künftig die Sonne eher untergehen, 
durch die hohe Fabrik direkt an unseren Grund-
stücken“.122 Auch mit hohen Steuereinnahmen 
lassen sich diese Veränderungen der Heimat nicht 
zurückdrehen. Transformation in dieser Größen-
ordnung kann moderiert werden, wird es aber 
nicht allen direkt oder indirekt Betroffenen recht 
machen können.

120	 rbb24 2024.

121	 Rauterberg 2024a.

122	 Rauterberg 2024b.
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Konrad-Adenauer-Stiftung e. V.

Deutschland steckt mitten in einem Strukturwandel. An dessen Ende soll die Industrie 
weiterhin Fundament unseres Wohlstands sein – das aber klimaneutral. Diese Publi­
kation zeigt Wege auf, wie wir diesem Ziel in einer Sozialen Marktwirtschaft näher
kommen können. Zwei Aspekte stehen im Vordergrund: Zum einen der ordnungspoliti-
sche Rahmen. Durch ihn kann eine Transformation politisch befördert werden, die von 
den Wirtschaftssubjekten durchgeführt wird – und nicht vom Staat. Zum anderen die 
Frage nach der Akzeptanz von neuen Industrieansiedlungen – denn ohne solche wird es 
keine erfolgreiche Transformation geben. 

Aufgrund der hohen Verfügbarkeit von erneuerbaren Energien bei einer bisher vergleich-
bar geringen Anzahl von größeren Industriebetrieben ist zu erwarten, dass der Norden 
und Osten Deutschlands besonders von der Transformation betroffen sein werden. 
Daher werden vorrangig Beispiele aus diesen Regionen gewählt, vor allem aus Schleswig-
Holstein.
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